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„Was die EU und Großbritannien bislang 
verhandelt haben, das hilft Unternehmen 
nicht weiter. Es fehlen Details und eine 
klare Vorstellung dazu, wie ein künftiges 
Verhältnis über den Ärmelkanal hinweg 
aussieht. So kann niemand verlässlich pla-
nen. Gerade mittelständische Unternehmen 
brauchen rasch Klarheit, welche Regeln 
und Verfahren ab Ende März 2019 gelten. 
Es stehen jahrzehntelange Geschäftsbezie-
hungen und erfolgreiche Wertschöpfungs-
verbünde auf dem Spiel.“
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Vorwort

Der wirtschaftliche Erfolg mittelständischer Unternehmen in Deutschland hängt auch eng mit 
off enen Märkten und einheitlichen Regeln in Europa zusammen. Für viele innovative Mittel-
ständler ist die Europäische Union (EU) inzwischen vertrauter Heimatmarkt und feste Aus-
gangsbasis für weltweite Aktivität.

In etwa einem Jahr – am 29. März 2019 – will Großbritannien die EU und den Binnenmarkt 
verlassen. Das ist politisch ein herber Rückschlag. Wirtschaftlich entsteht ein hohes Risiko 
für alle Seiten und unternehmerisch eine große Herausforderung.

Der „Brexit“ – wie genau auch immer er ablaufen wird – stellt mittelständische Unternehmen vor 
viele operative Fragen. Es braucht klare Antworten, wenn direkt Geschäfte mit oder in Groß-
britannien gemacht werden. Antworten braucht es auch, wenn – etwa als Zulieferer in einem 
Wertschöpfungsverbund – indirekt wirtschaftliche Verbindungen über den Kanal bestehen.

Vorläufi g gewappnet ist, wer frühzeitig einen aktuellen Überblick über Stand und Aussich-
ten des Brexit bekommt. Wer sich konkrete Fragen aus dem Alltag und durch alle betriebli-
chen Funktionen stellt, um den Grad der Betroff enheit und die Größe der Herausforderung 
zu erkennen. Das beginnt bei A wie Arbeitnehmer und endet bei Z wie Zölle. Kein Wunder, 
dass gerade Mittelständler, die nur über knappe personelle Ressourcen verfügen, nach Orien-
tierung suchen, um Unsicherheiten im laufenden Geschäft und für Planungen zu vermeiden.

Jedes direkt oder indirekt betroff ene Unternehmen sollte möglichst früh einen eigenen Ein-
stieg fi nden, um den Ausstieg Großbritanniens aus der EU analysieren und bewerten zu kön-
nen. Dazu sollen die über 100 Fragen und Handlungsempfehlungen dieses Leitfadens einen 
ersten Beitrag leisten. Einen Beitrag, der aber sicher nicht in jedem Fall eine Rechtsberatung 
im Einzelfall ersetzt.

Dr.-Ing. Hans-Toni Junius

Vorsitzender 
BDI/BDA-Mittelstandsausschuss
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Seit März 2017 verhandelt das Vereinigte Königreich 
(VK) seinen Austritt aus der Europäischen Union (EU). 
Bislang wurde der ursprüngliche Zeitplan nicht ein-
gehalten, sodass eine Vielzahl von Fragen weiterhin 
off en ist. Der Verhandlungsprozess ist in zwei Phasen 
eingeteilt: Die erste Phase über grundsätzliche Ange-
legenheiten des Austritts und die zweite Phase zu den 
genauen Bedingungen des Austritts sowie der Ausgestal-
tung eines zukünftigen Verhältnisses. Die erste Phase 
wurde im Dezember 2017 beendet. Im Ergebnis steht 
fest: Das VK tritt zum 29. März 2019, 23 Uhr britischer 
Zeit, aus der EU aus und hat anerkannt, seine ausste-
henden Zahlungen an die EU zu leisten. Die Höhe 
der Zahlungen wird derzeit noch verhandelt. Weiter-
hin wird gewährleistet, dass der Aufenthaltsstatus sowie 
arbeitsrechtliche Fragen der Bürger aus dem jeweilig 
anderen Gebiet sichergestellt sind. Als viertes Verhand-
lungsergebnis der ersten Phase wurde beschlossen, dass 
sowohl das VK als auch die Republik Irland die gemein-
samen Friedensabkommen wahren. Ebenso sicherte das 
VK zu, dass es keine Grenzkontrollen oder eine harte 
physische Grenzbefestigung zwischen dem VK und der 
Republik Irland geben wird.

Übergangsphase

Ab dem 30. März 2019 wird das VK voraussichtlich 
nicht mehr Mitglied der EU sein. Die EU27 und das VK 
haben sich im März 2018 auf den Vorschlag einer Über-
gangsphase bis zum Jahresende 2020 geeinigt. Aufgrund 
einer solchen Übergangslösung werden die EU-Regu-
larien sehr wahrscheinlich bis Ende 2020 auch im VK 
uneingeschränkte Gültigkeit behalten. Allerdings wird 
das VK voraussichtlich kein Mitbestimmungsrecht bezüg-
lich deren Entstehung und Fortgestaltung haben. Um in 
einer Übergangsphase die Auswirkungen auf Wirtschaft 
und Bürger so gering wie möglich zu halten, wird das 
VK mit dem sogenannten EU-Austrittsgesetz („Euro-
pean Union Withdrawal Bill“) das EU-Recht vollstän-
dig in britisches Recht übernehmen. Dadurch sollen 
die direkten Auswirkungen des Brexit abgefedert wer-
den. Inwieweit nach 2020 die Kohärenz des britischen 
und des europäischen Rechtssystems gewahrt bleiben, 
ist jedoch ungewiss.

Szenarien für das zukünftige 
Verhältnis zwischen der EU27 und dem 
Vereinigten Königreich

Zur Gestaltung des zukünftigen Verhältnisses zwischen 
der EU und dem VK sind weitere Einigungen zwischen 
beiden Seiten erforderlich. Hierzu muss defi niert wer-
den, welche Abkommen und Kooperationen während 
der Übergangsphase ausgehandelt werden müssen. Spä-
testens bis Oktober 2018 muss hierzu eine Entschei-
dung seitens des Europäischen Rates vorliegen, um eine 
fristgerechte Einbindung des Europäischen Parlaments 
sicherzustellen. Spätestens dann muss eine fi nale Ent-
scheidung zum Austritt, zur Dauer des Übergangszeit-
raums und zum zukünftigen Verhältnis feststehen. Bis 
dahin sollten Marktteilnehmer vorsorglich in unter-
schiedlichen Szenarios planen und sich auf verschie-
dene Möglichkeiten einstellen. Hier gilt es, im Sinne 
eines vorsorglichen Kaufmanns, vor allem das ‚Worst 
Case Szenario‘ des harten Brexits im Auge zu behalten.

Für das zukünftige Verhältnis werden derzeit unter-
schiedliche Möglichkeiten diskutiert. Diese orientie-
ren sich zumeist an verschiedenen Typen bisheriger 
Abkommen der EU, während das VK bislang eine völ-
lig neue Vereinbarung fordert, wobei nähere Einzelhei-
ten allerdings noch nicht klar sind. Die bisher disku-
tierten Szenarien für das zukünftige Verhältnis reichen 
von einer weiteren Mitgliedschaft des VK im gemein-
samen Binnenmarkt und der Zollunion über das soge-
nannte „Norwegen-Modell“ (Mitgliedschaft in der 
Europäischen Freihandelsassoziation EFTA und im 
gemeinsamen Europäischen Wirtschaftsraum EWR), 
das „Schweizer Modell“ (Mitgliedschaft in der Europäi-
schen Freihandelsassoziation EFTA), die Mitgliedschaft 
in einer Zollunion bis hin zu einem bilateralen Freihan-
delsabkommen, im Sinne der zwischen der EU und 
Kanada vereinbarten Handels- und Investitionspartner-
schaft (CETA) bzw. des Handelsabkommens EU/Süd-
korea. Der Worst Case wäre der Rückfall des VK auf 
den Drittland-Status im Verhältnis zur EU; damit wür-
den lediglich die Regeln der Welthandelsorganisation 
(WTO) im Verhältnis zwischen der EU und dem VK 
gelten. Mit der Entscheidung darüber, wie das zukünf-
tige Verhältnis ausgestaltet sein wird, sind zahlreiche 
Folgen, vor allem bezüglich des Marktzugangs, weite-
rer Rechtsfolgen und Fragen der regulatorischen Har-
monisierung verbunden. Die Unterschiede und Konse-
quenzen der möglichen Szenarien sind im folgenden 
Schaubild dargestellt.

Was hat die Politik bislang entschieden und 
worauf läuft es heraus?
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Gemeinsamer 
Markt Plus 
Zollunion

EFTA plus EEA 
(Norwegen-Modell)

EFTA 
(Schweizer 

Modell)

Zollunion 
(Türkei)

Freihandelsabkommen
 (CETA oder 

Südkorea-Modell)

WTO-Modell 
(Harter Brexit)

Zugang zum 
Binnenmarkt   

Ja, fast vollständig
 

Ja, mit Ausnahmen
  

Anpassung 
gemeinsamer 
Rechtsstand

     

Gemeinsame 
Rechtsprechung 
im Handelsrecht

    
Ja, in Teilen

 

Gemeinsamer 
Außenhandelszoll   

 
Ja, mit 

Ausnahmen
 

Unterschiede und Folgen der möglichen Szenarien

Über ein Jahr nach Beginn der Brexit-Verhandlun-
gen haben sich die EU27 und das VK noch nicht dar-
auf verständigt, welches Modell sie für ihre künftigen 
Handelsbeziehungen anstreben. Die britische Regie-
rung hat in einem Weißbuch im Oktober 2017 betont, 
dass sie als Interimslösung eine Zollunion mit der EU 
bevorzugt. Diese Zollunion soll für eine Übergangszeit 
von zwei Jahren gelten. Die deutsche Wirtschaft unter-
stützt ausdrücklich die Einigung der Verhandlungspart-
ner für eine gemeinsame Übergangsphase. Es ist wich-
tig, für diese Zeit den aktuell gültigen regulatorischen 
Rahmen aufrecht zu halten, sodass nur einmal Ände-
rungen beim Übergang zum fi nalen EU27-VK-Abkom-
men durch Unternehmen umgesetzt werden müssen.

Da die Fortsetzung des Status Quo (also der Aufschub 
des Austritts) über den 29. März 2019 hinaus (oder die 
Rücknahme des Austrittsgesuchs) im VK politisch nicht 
mehrheitsfähig ist, spricht sich die deutsche Wirtschaft 
für ein regulatorisches Modell aus, welches einen mög-
lichst tiefen Grad der Integration fortsetzt. Das tiefste 
denkbare Integrationsmodell wäre ein gemeinsamer 
Binnenmarkt (inklusive aller vier Grundfreiheiten) 
in Kombination mit einer Zollunion. Die Umsetzung 
dieses Modells würde zu einem leichten Anstieg des 
bürokratischen Aufwands im EU-27-VK-Warenhandel 
führen. Zudem würden britische Produkte künftig kei-
nen präferenziellen Zugang mehr in den Ländern der 
EU-Freihandelsabkommen (FTA) und den Zollunio-
nen der EU genießen. Insgesamt käme es folglich nur 
zu geringen Beeinträchtigungen des Warenhandels zwi-
schen der EU27 und dem VK.

Die britische Regierung von Premierministerin Theresa 
May verfolgt jedoch eine „Global Britain“-Strategie mit 
eigenen FTAs und Außenzöllen. Die Einschränkung 
der Personenfreizügigkeit – eine der Grundfreiheiten 
der EU – war ein Hauptziel der Brexit-Unterstützer im 
VK. Deshalb sind momentan sowohl ein harter Bre-
xit als auch ein umfassendes Freihandelsabkommen 
zwischen der EU27 und dem VK die politisch wahr-
scheinlichsten Optionen. Aus Sicht der Wirtschaft wäre 
ein FTA dem harten Brexit klar vorzuziehen, aber den-
noch nicht ausreichend, um einen reibungslosen Han-
del zu gewährleisten. Auch ein umfassendes FTA ist 
mit zahlreichen Nachteilen behaftet. Darunter wiegen 
besonders schwer (1) die sehr lange durchschnittliche 
Verhandlungsdauer eines FTA, (2) die Einführung von 
umfangreichen Zollverfahren und (3) der Wegfall des 
präferenziellen Marktzugangs für britische Produkte 
und Vorerzeugnisse im Handel mit den 34 EU-FTAs 
und den drei Zollunionen.

Ein ambitioniertes EU27-VK-FTA sollte unter anderem: 
(a) keine neuen Zölle und quantitative Beschränkun-
gen einführen, (b) einfache Ursprungsregeln inklusive 
Kumulierung vorsehen, (c) klare Subventionsregeln 
enthalten, (d) regulatorische EU27-VK-Kooperation 
fördern, um nicht-tarifäre Handelshemmnisse zu ver-
meiden, (e) Dienstleistungen, Investitionen und han-
delsbezogene Themen (Urheberrechte, etc.) adressieren 
sowie (f) wirksame Umsetzungs- und Streitbeilegungs-
mechanismen einführen. Angesichts der durchschnitt-
lich sehr langen Verhandlungsdauer eines FTA sollten 
Unternehmen davon ausgehen, dass diese Punkte am 
Ende der Übergangsperiode im Dezember 2020 noch 
nicht abschließend vereinbart sind.



Gemeinsamer Markt Plus Zollunion EFTA plus EEA (Norwegen-Modell)
EFTA 

(Schweizer Modell)
Zollunion (Türkei)

Freihandelsabkommen
(CETA oder Südkorea-Modell)

WTO-Modell 
(Harter Brexit)
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Zollfreiheit im Industriewarenhandel zwischen EU27 und dem Vereinigten Königreich 
(Norwegen-Modell: Zölle werden teilweise auf Agrarerzeugnisse erhoben (2017 erfolgte Reduzierung von Zöllen und Erhöhung von Quoten);
Schweizer-Modell: Zollkonzessionen bis hin zur Zollfreiheit gibt es lediglich für bestimmte Agrarprodukte wie z.B. Käse;
Zollunion mit Türkei: Zollfreiheit umfasst verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse; unverarbeitete Agrarprodukte sind ausgeschlossen)

Zollfreiheit im Industriewarenhandel zwischen EU27 und dem Vereinigten Königreich (Norwegen-
Modell: Zölle werden teilweise auf Agrarerzeugnisse erhoben (2017 erfolgte Reduzierung von 
Zöllen und Erhöhung von Quoten); Schweizer-Modell: Zollkonzessionen bis hin zur Zollfreiheit 
gibt es lediglich für bestimmte Agrarprodukte wie z.B. Käse; Zollunion mit Türkei: Zollfreiheit 
umfasst verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse; unverarbeitete Agrarprodukte sind 
ausgeschlossen)

Fast vollständige Zollfreiheit im Warenhandel 
zwischen EU27 und dem VK (Ausnahmen 
bestehen bspw. bei bestimmten 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen)

Umfassende Anwendung 
von Außenhandelszöllen im 
VK-EU27 Handel. Bei der 
WTO gebundene Zölle der EU 
gelten für Waren aus dem VK

Zollprüfung für den Warenhandel ist weiterhin nicht notwendig Zollprüfung für den Warenhandel wird notwendig, dadurch kostenträchtige 
Zollabfertigungsvorschriften, jedoch mögliche Kostenerleichterung durch 
vereinfachte Regeln bei der Zollabwicklung, der Zollsicherheit und den 
Ursprungsregeln.

Zollprüfung für den Warenhandel 
wird notwendig, jedoch mögliche 
Kostenerleichterung durch vereinfachte 
Regeln bei der Zollabwicklung, der 
Zollsicherheit und den Ursprungsregeln

Zollprüfung für den Warenhandel 
wird notwendig, jedoch mögliche 
Kostenerleichterung durch vereinfachte 
Regeln bei der Zollabwicklung und der 
Zollsicherheit

Umfangreiche Zollprüfung für den Warenhandel wird notwendig, wodurch 
Verspätungen im Warentransport wahrscheinlich werden und die 
Zuverlässigkeit von Wertschöpfungsketten in Frage gestellt wird

Im Vergleich zum Status quo ergeben sich höhere bürokratische Kosten im Güterhandel mit der EU27, diese steigen mit sinkendem Integrationsgrad zwischen dem 
VK und der EU27.

Im Vergleich zum Status quo ergeben sich höhere bürokratische Kosten im Güterhandel mit der EU27, diese steigen mit sinkendem Integrationsgrad zwischen dem VK und der 
EU27.

Verlust des präferenziellen Status von britischen Waren in EU-FTA mit Drittstaaten Verlust des präferenziellen Status von britischen Waren in EU-FTA mit Drittstaaten

keine Ursprungsregeln Ursprungsregeln notwendig Ursprungsregeln notwendig keine Ursprungsregeln Ursprungsregeln notwendig keine Ursprungsregeln 

Verlust des Zugangs zu den 34 FTA und 3 Zollunionen der EU aber zollfreier 
Zugang für Waren aus diesen Ländern ins VK

Verlust des Zugangs zu den 34 FTA und 3 Zollunionen der EU; Waren aus 
diesen Ländern haben zudem keinen zollfreien Zugang mehr zum VK

Verlust des Zugangs zu den 34 FTA und 
3 Zollunionen der EU; Waren aus diesen 
Ländern haben zudem keinen zollfreien 
Zugang mehr zum VK

Verlust des Zugangs zu den 34 FTA und 3 
Zollunionen der EU aber zollfreier Zugang 
für Waren aus diesen Ländern ins VK

Verlust von Zugang zu den 34 FTA und 3 Zollunionen der EU; Waren aus diesen 
Ländern haben keinen zollfreien Zugang mehr zum VK

VK-Produzenten werden Wettbewerbsfähigkeit ggü. EU27-Produzenten verlieren, erstere könnten aus den Wertschöpfungsketten von EU27-Unternehmen 
ausgeschlossen werden.

VK-Produzenten werden Wettbewerbsfähigkeit ggü. EU27-Produzenten verlieren, erstere könnten aus den Wertschöpfungsketten von EU27-Unternehmen ausgeschlossen 
werden.

Verhandlung mit EFTA und EEA-Mitgliedsstaaten notwendig; anschließend 
bekäme das VK Zugang zu FTAs von EFTA

Verhandlung mit EFTA- Mitgliedsstaaten 
notwendig; anschließend bekäme das VK 
Zugang zu FTAs von EFTA

WTO-Verpfl ichtungen („Schedules“) sind festzulegen, zu verhandeln und zu zertifi zieren (Zölle, Quoten, Subventionen, etc.). Alleine bei gemeinsamem Binnenmarkt 
und Zollunion wäre dieser Prozess deutlich einfacher. Mitgliedschaft in WTO-Abkommen über das öffentliche Beschaffungswesen ist zu verhandeln.

WTO-Verpfl ichtungen („Schedules“) sind festzulegen, zu verhandeln und zu zertifi zieren (Zölle, Quoten, Subventionen, etc.). Alleine bei gemeinsamem Binnenmarkt und 
Zollunion wäre dieser Prozess deutlich einfacher. Mitgliedschaft in WTO-Abkommen über das öffentliche Beschaffungswesen ist zu verhandeln.

Eine konstante Übernahme der Unionsgesetzgebung in britisches Recht wäre notwendig, jedoch ohne VK Mitbestimmung bei EU-Rechtsetzung. Einheitliche 
Standards von Produkten würden den Warenhandel erleichtern.

Weitgehende Rechtsangleichung in den 
Bereichen mit Zugang zum Binnenmarkt an 
EU-Regulierung notwendig

Asymmetrisches Verhältnis zwischen 
EU27 und VK zu Lasten des VK, da VK kein 
Mitwirkungsrecht an EU- Außenhandelspolitik 
hat, deren Regelungen jedoch übernehmen 
muss und Notwendigkeit sich an die Regeln 
und Produktvorschriften der EU zu halten

Keine Rechtsangleichung an die EU-Rechtsrahmen mehr notwendig: Dies 
hat jedoch potenziell negative Auswirkungen auf Standardisierungen, die 
Anerkennung von Labeln und der Unbedenklichkeit/Sicherheit von Produkten.
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Zollfreiheit im Industriewarenhandel zwischen EU27 und dem Vereinigten Königreich ( Norwegen-Modell: Zölle werden teilweise auf Agrarerzeugnisse erhoben (2017 
erfolgte Reduzierung von Zöllen und Erhöhung von Quoten); Schweizer-Modell: Zollkonzessionen bis hin zur Zollfreiheit gibt es lediglich für bestimmte Agrarprodukte, wie 
z.B. Käse; Zollunion mit Türkei: Zollfreiheit umfasst verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse; unverarbeitete Agrarprodukte sind ausgeschlossen)

Zollfreiheit im Industriewarenhandel zwischen EU27 und dem Vereinigten Königreich 
(Norwegen-Modell: Zölle werden teilweise auf Agrarerzeugnisse erhoben (2017 erfolgte 
Reduzierung von Zöllen und Erhöhung von Quoten); Schweizer-Modell: Zollkonzessionen bis 
hin zur Zollfreiheit gibt es lediglich für bestimmte Agrarprodukte, wie z.B. Käse; Zollunion 
mit Türkei: Zollfreiheit umfasst verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse; unverarbeitete 
Agrarprodukte sind ausgeschlossen) 

Fast vollständige Zollfreiheit im Warenhandel 
zwischen EU27 und dem VK (Ausnahmen 
bestehen bspw. bei bestimmten 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen)

Umfassende Anwendung 
von Außenhandelszöllen im 
VK-EU27 Handel. Bei der 
WTO gebundene Zölle der EU 
gelten für Waren aus dem VK

Zollprüfung für den Warenhandel ist weiterhin nicht notwendig Zollprüfung für den Warenhandel wird notwendig, dadurch kostenträchtige 
Zollabfertigungsvorschriften, jedoch mögliche Kostenerleichterung durch vereinfachte 
Regeln bei der Zollabwicklung, der Zollsicherheit und den Ursprungsregeln

Zollprüfung für den Warenhandel wird 
notwendig, dadurch kostenträchtige 
Zollabfertigungsvorschriften, jedoch 
mögliche Kostenerleichterung durch 
vereinfachte Regeln bei der Zollabwicklung, 
der Zollsicherheit und den Ursprungsregeln

Zollprüfung für den Warenhandel 
wird notwendig, jedoch mögliche 
Kostenerleichterung durch vereinfachte 
Regeln bei der Zollabwicklung und der 
Zollsicherheit 

Umfangreiche Zollprüfung für den Warenhandel wird notwendig, wodurch 
Verspätungen im Warentransport wahrscheinlich werden und die 
Zuverlässigkeit von Wertschöpfungsketten in Frage gestellt wird

Etablierung neuer bürokratischer Anforderungen im EU-Handelsrecht in unterschiedlichen Abstufungen je nach zukünftiger Tiefe des Integrationsgrads zwischen 
der EU27 und dem VK

Etablierung neuer bürokratischer Anforderungen im EU-Handelsrecht in unterschiedlichen Abstufungen je nach zukünftiger Tiefe des Integrationsgrads zwischen der EU27 und dem VK

Anpassung von Wertschöpfungsketten von Unternehmen aus der EU27, da Ursprungsregeln der EU27-FTA nicht mehr für im VK hergestellte Waren und 
Komponenten gelten werden.

Anpassung von Wertschöpfungsketten von Unternehmen aus der EU27, da Ursprungsregeln der EU27-FTA nicht mehr für im VK hergestellte Waren und Komponenten gelten 
werden.

keine Ursprungsregeln Ursprungsregeln notwendig Ursprungsregeln notwendig keine Ursprungsregeln Ursprungsregeln notwendig keine Ursprungsregeln 

WTO-Verpfl ichtungen (Schedules) im Bereich Importquoten und Subventionsgrenzen müssen berichtigt werden (Verhandlung mit WTO-Mitgliedern; 
Zertifi zierungsprozess kann Jahre dauern)

WTO-Verpfl ichtungen (Schedules) im Bereich Importquoten und Subventionsgrenzen müssen berichtigt werden (Verhandlung mit WTO-Mitgliedern; Zertifi zierungsprozess kann 
Jahre dauern)

B
ew

er
tu

ng Für das zukünftige Verhältnis – abgesehen von der Beibehaltung des Status quo 
– die beste Option

Weitreichender Marktzugang mit Ausnahmen; zweitbeste Option Teilweise Verschlechterung des 
Marktzugangs; drittbeste Option

Verschlechterung des Marktzugangs, 
jedoch brauchbare Option

Signifi kante Verschlechterung des 
Marktzugangs, jedoch deutlich besser als 
keine Einigung (harter Brexit)

Absolute Verschlechterung 
des Marktzugangs (worst-
case-scenario)
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Unwahrscheinlich Unwahrscheinlich Unwahrscheinlich Geringe Wahrscheinlichkeit, aber 
nicht ausgeschlossen

Hohe Wahrscheinlichkeit Hohe Wahrscheinlichkeit

Unterschiede und Folgen der 
möglichen Szenarien



Gemeinsamer Markt Plus Zollunion EFTA plus EEA (Norwegen-Modell)
EFTA 

(Schweizer Modell)
Zollunion (Türkei)

Freihandelsabkommen
(CETA oder Südkorea-Modell)

WTO-Modell 
(Harter Brexit)
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Zollfreiheit im Industriewarenhandel zwischen EU27 und dem Vereinigten Königreich 
(Norwegen-Modell: Zölle werden teilweise auf Agrarerzeugnisse erhoben (2017 erfolgte Reduzierung von Zöllen und Erhöhung von Quoten);
Schweizer-Modell: Zollkonzessionen bis hin zur Zollfreiheit gibt es lediglich für bestimmte Agrarprodukte wie z.B. Käse;
Zollunion mit Türkei: Zollfreiheit umfasst verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse; unverarbeitete Agrarprodukte sind ausgeschlossen)

Zollfreiheit im Industriewarenhandel zwischen EU27 und dem Vereinigten Königreich (Norwegen-
Modell: Zölle werden teilweise auf Agrarerzeugnisse erhoben (2017 erfolgte Reduzierung von 
Zöllen und Erhöhung von Quoten); Schweizer-Modell: Zollkonzessionen bis hin zur Zollfreiheit 
gibt es lediglich für bestimmte Agrarprodukte wie z.B. Käse; Zollunion mit Türkei: Zollfreiheit 
umfasst verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse; unverarbeitete Agrarprodukte sind 
ausgeschlossen)

Fast vollständige Zollfreiheit im Warenhandel 
zwischen EU27 und dem VK (Ausnahmen 
bestehen bspw. bei bestimmten 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen)

Umfassende Anwendung 
von Außenhandelszöllen im 
VK-EU27 Handel. Bei der 
WTO gebundene Zölle der EU 
gelten für Waren aus dem VK

Zollprüfung für den Warenhandel ist weiterhin nicht notwendig Zollprüfung für den Warenhandel wird notwendig, dadurch kostenträchtige 
Zollabfertigungsvorschriften, jedoch mögliche Kostenerleichterung durch 
vereinfachte Regeln bei der Zollabwicklung, der Zollsicherheit und den 
Ursprungsregeln.

Zollprüfung für den Warenhandel 
wird notwendig, jedoch mögliche 
Kostenerleichterung durch vereinfachte 
Regeln bei der Zollabwicklung, der 
Zollsicherheit und den Ursprungsregeln

Zollprüfung für den Warenhandel 
wird notwendig, jedoch mögliche 
Kostenerleichterung durch vereinfachte 
Regeln bei der Zollabwicklung und der 
Zollsicherheit

Umfangreiche Zollprüfung für den Warenhandel wird notwendig, wodurch 
Verspätungen im Warentransport wahrscheinlich werden und die 
Zuverlässigkeit von Wertschöpfungsketten in Frage gestellt wird

Im Vergleich zum Status quo ergeben sich höhere bürokratische Kosten im Güterhandel mit der EU27, diese steigen mit sinkendem Integrationsgrad zwischen dem 
VK und der EU27.

Im Vergleich zum Status quo ergeben sich höhere bürokratische Kosten im Güterhandel mit der EU27, diese steigen mit sinkendem Integrationsgrad zwischen dem VK und der 
EU27.

Verlust des präferenziellen Status von britischen Waren in EU-FTA mit Drittstaaten Verlust des präferenziellen Status von britischen Waren in EU-FTA mit Drittstaaten

keine Ursprungsregeln Ursprungsregeln notwendig Ursprungsregeln notwendig keine Ursprungsregeln Ursprungsregeln notwendig keine Ursprungsregeln 

Verlust des Zugangs zu den 34 FTA und 3 Zollunionen der EU aber zollfreier 
Zugang für Waren aus diesen Ländern ins VK

Verlust des Zugangs zu den 34 FTA und 3 Zollunionen der EU; Waren aus 
diesen Ländern haben zudem keinen zollfreien Zugang mehr zum VK

Verlust des Zugangs zu den 34 FTA und 
3 Zollunionen der EU; Waren aus diesen 
Ländern haben zudem keinen zollfreien 
Zugang mehr zum VK

Verlust des Zugangs zu den 34 FTA und 3 
Zollunionen der EU aber zollfreier Zugang 
für Waren aus diesen Ländern ins VK

Verlust von Zugang zu den 34 FTA und 3 Zollunionen der EU; Waren aus diesen 
Ländern haben keinen zollfreien Zugang mehr zum VK

VK-Produzenten werden Wettbewerbsfähigkeit ggü. EU27-Produzenten verlieren, erstere könnten aus den Wertschöpfungsketten von EU27-Unternehmen 
ausgeschlossen werden.

VK-Produzenten werden Wettbewerbsfähigkeit ggü. EU27-Produzenten verlieren, erstere könnten aus den Wertschöpfungsketten von EU27-Unternehmen ausgeschlossen 
werden.

Verhandlung mit EFTA und EEA-Mitgliedsstaaten notwendig; anschließend 
bekäme das VK Zugang zu FTAs von EFTA

Verhandlung mit EFTA- Mitgliedsstaaten 
notwendig; anschließend bekäme das VK 
Zugang zu FTAs von EFTA

WTO-Verpfl ichtungen („Schedules“) sind festzulegen, zu verhandeln und zu zertifi zieren (Zölle, Quoten, Subventionen, etc.). Alleine bei gemeinsamem Binnenmarkt 
und Zollunion wäre dieser Prozess deutlich einfacher. Mitgliedschaft in WTO-Abkommen über das öffentliche Beschaffungswesen ist zu verhandeln.

WTO-Verpfl ichtungen („Schedules“) sind festzulegen, zu verhandeln und zu zertifi zieren (Zölle, Quoten, Subventionen, etc.). Alleine bei gemeinsamem Binnenmarkt und 
Zollunion wäre dieser Prozess deutlich einfacher. Mitgliedschaft in WTO-Abkommen über das öffentliche Beschaffungswesen ist zu verhandeln.

Eine konstante Übernahme der Unionsgesetzgebung in britisches Recht wäre notwendig, jedoch ohne VK Mitbestimmung bei EU-Rechtsetzung. Einheitliche 
Standards von Produkten würden den Warenhandel erleichtern.

Weitgehende Rechtsangleichung in den 
Bereichen mit Zugang zum Binnenmarkt an 
EU-Regulierung notwendig

Asymmetrisches Verhältnis zwischen 
EU27 und VK zu Lasten des VK, da VK kein 
Mitwirkungsrecht an EU- Außenhandelspolitik 
hat, deren Regelungen jedoch übernehmen 
muss und Notwendigkeit sich an die Regeln 
und Produktvorschriften der EU zu halten

Keine Rechtsangleichung an die EU-Rechtsrahmen mehr notwendig: Dies 
hat jedoch potenziell negative Auswirkungen auf Standardisierungen, die 
Anerkennung von Labeln und der Unbedenklichkeit/Sicherheit von Produkten.

Fo
lg

en
 fü

r 
E

U
-2

7

Zollfreiheit im Industriewarenhandel zwischen EU27 und dem Vereinigten Königreich ( Norwegen-Modell: Zölle werden teilweise auf Agrarerzeugnisse erhoben (2017 
erfolgte Reduzierung von Zöllen und Erhöhung von Quoten); Schweizer-Modell: Zollkonzessionen bis hin zur Zollfreiheit gibt es lediglich für bestimmte Agrarprodukte, wie 
z.B. Käse; Zollunion mit Türkei: Zollfreiheit umfasst verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse; unverarbeitete Agrarprodukte sind ausgeschlossen)

Zollfreiheit im Industriewarenhandel zwischen EU27 und dem Vereinigten Königreich 
(Norwegen-Modell: Zölle werden teilweise auf Agrarerzeugnisse erhoben (2017 erfolgte 
Reduzierung von Zöllen und Erhöhung von Quoten); Schweizer-Modell: Zollkonzessionen bis 
hin zur Zollfreiheit gibt es lediglich für bestimmte Agrarprodukte, wie z.B. Käse; Zollunion 
mit Türkei: Zollfreiheit umfasst verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse; unverarbeitete 
Agrarprodukte sind ausgeschlossen) 

Fast vollständige Zollfreiheit im Warenhandel 
zwischen EU27 und dem VK (Ausnahmen 
bestehen bspw. bei bestimmten 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen)

Umfassende Anwendung 
von Außenhandelszöllen im 
VK-EU27 Handel. Bei der 
WTO gebundene Zölle der EU 
gelten für Waren aus dem VK

Zollprüfung für den Warenhandel ist weiterhin nicht notwendig Zollprüfung für den Warenhandel wird notwendig, dadurch kostenträchtige 
Zollabfertigungsvorschriften, jedoch mögliche Kostenerleichterung durch vereinfachte 
Regeln bei der Zollabwicklung, der Zollsicherheit und den Ursprungsregeln

Zollprüfung für den Warenhandel wird 
notwendig, dadurch kostenträchtige 
Zollabfertigungsvorschriften, jedoch 
mögliche Kostenerleichterung durch 
vereinfachte Regeln bei der Zollabwicklung, 
der Zollsicherheit und den Ursprungsregeln

Zollprüfung für den Warenhandel 
wird notwendig, jedoch mögliche 
Kostenerleichterung durch vereinfachte 
Regeln bei der Zollabwicklung und der 
Zollsicherheit 

Umfangreiche Zollprüfung für den Warenhandel wird notwendig, wodurch 
Verspätungen im Warentransport wahrscheinlich werden und die 
Zuverlässigkeit von Wertschöpfungsketten in Frage gestellt wird

Etablierung neuer bürokratischer Anforderungen im EU-Handelsrecht in unterschiedlichen Abstufungen je nach zukünftiger Tiefe des Integrationsgrads zwischen 
der EU27 und dem VK

Etablierung neuer bürokratischer Anforderungen im EU-Handelsrecht in unterschiedlichen Abstufungen je nach zukünftiger Tiefe des Integrationsgrads zwischen der EU27 und dem VK

Anpassung von Wertschöpfungsketten von Unternehmen aus der EU27, da Ursprungsregeln der EU27-FTA nicht mehr für im VK hergestellte Waren und 
Komponenten gelten werden.

Anpassung von Wertschöpfungsketten von Unternehmen aus der EU27, da Ursprungsregeln der EU27-FTA nicht mehr für im VK hergestellte Waren und Komponenten gelten 
werden.

keine Ursprungsregeln Ursprungsregeln notwendig Ursprungsregeln notwendig keine Ursprungsregeln Ursprungsregeln notwendig keine Ursprungsregeln 

WTO-Verpfl ichtungen (Schedules) im Bereich Importquoten und Subventionsgrenzen müssen berichtigt werden (Verhandlung mit WTO-Mitgliedern; 
Zertifi zierungsprozess kann Jahre dauern)

WTO-Verpfl ichtungen (Schedules) im Bereich Importquoten und Subventionsgrenzen müssen berichtigt werden (Verhandlung mit WTO-Mitgliedern; Zertifi zierungsprozess kann 
Jahre dauern)

B
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ng Für das zukünftige Verhältnis – abgesehen von der Beibehaltung des Status quo 
– die beste Option

Weitreichender Marktzugang mit Ausnahmen; zweitbeste Option Teilweise Verschlechterung des 
Marktzugangs; drittbeste Option

Verschlechterung des Marktzugangs, 
jedoch brauchbare Option

Signifi kante Verschlechterung des 
Marktzugangs, jedoch deutlich besser als 
keine Einigung (harter Brexit)

Absolute Verschlechterung 
des Marktzugangs (worst-
case-scenario)
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Unwahrscheinlich Unwahrscheinlich Unwahrscheinlich Geringe Wahrscheinlichkeit, aber 
nicht ausgeschlossen

Hohe Wahrscheinlichkeit Hohe Wahrscheinlichkeit

Brexit
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01
Freihandelsabkommen 
Herkunftsregeln 
Zollverfahren

Dieses Kapitel beschreibt die Konsequenzen des Aus-
tritts des Vereinigten Königreichs (VK) auf den Waren-
handel zwischen der EU27 und dem VK. Ausgehend 
von einer kurzen Darstellung der Folgen des worst-
case Szenarios, dem sogenannten harten Brexit, werden 
anschließend die Auswirkungen des Brexits auf die The-
menkomplexe Zölle, Zollverfahren, Handel mit Dritt-
ländern und präferenzielle Ursprungsregeln erläutert.

Hard Brexit: WTO-Regeln 
als Grundlage

Sollten sich das VK und die verbleibenden Mitgliedsstaa-
ten der EU nicht auf ein Abkommen über den Austritt 
des VK aus der EU sowie die zukünftigen Beziehungen 

1 Für eine ausführliche Darstellung der Folgen eines Brexits, siehe: BDI 
(2018): Background. Costs of Brexit.

einigen können, käme es zum sogenannten harten Bre-
xit. Hierbei handelt es sich um einen unregulierten Aus-
stieg des VK aus der EU.

Im Falle eines harten Brexits würden die gemeinsa-
men Handelsbeziehungen zwischen dem VK und der 
EU27 zunächst alleine auf WTO-Regeln basieren. Wenn 
keine anderen Abkommen bestehen, würde das VK 
demnach denselben Status im Handel mit der EU erhal-
ten wie jedes andere Drittland, das WTO-Mitglied ist 
und mit dem die EU kein präferenzielles Handelsab-
kommen abgeschlossen hat. Das VK bleibt WTO-Mit-
glied, verliert aber seine Mitgliedschaft in einigen plurila-
teralen Abkommen, wie beispielsweise dem Abkommen 
über das öff entliche Beschaff ungswesen. Einige Indust-
riebranchen werden auch nach dem Austritt des VK aus 
der EU von internationalen Zollfreiheitsabkommen pro-
fi tieren. Dies liegt daran, dass das VK weiterhin Mitglied 

Warenhandel – so reibungsarm 
wie heute geht es nicht weiter

Mit dem Austritt aus der Europäischen Union 
verlässt das UK nicht nur den gemeinsamen 
Binnenmarkt, sondern auch die gemeinsame 
Zollunion. Betriebswirtschaftliche und volks-
wirtschaftliche Folgekosten sind durch den 
Brexit unvermeidlich. 1
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der Abkommen über die Informationstechnologie (ITA), 
über den Handel mit zivilen Flugzeugen (TCA) und der 
WTO-Initiative für pharmazeutische Produkte bleibt. 
Um Handelskonfl ikte mit WTO-Partnern und Umstel-
lungskosten für Unternehmen zu begrenzen, hat das VK 
angekündigt, die Zollverpfl ichtungen – die sogenann-
ten „Schedules“ – der EU zunächst zu übernehmen 
und anzuwenden. Die Schedules enthalten nicht nur 
die Zollsätze für Importe, sondern auch Importquoten 
und Subventionsgrenzen. Diese sind besonders für den 
Landwirtschaftssektor relevant. Bevor die Schedules 
abschließend anerkannt (oder „zertifi ziert“) werden, 
müssen alle Einwände von anderen WTO-Mitgliedern 
ausgeräumt werden. Diese Verhandlungen könnten sich 
über Jahre hinziehen.

Ein ungeregelter Austritt des VK würde viele Fra-
gen, auch hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung 
des Warenhandels zwischen der EU27 und dem VK, 
ungeklärt lassen.

Zölle im EU-UK Handel: Handel 
wird teurer

Die zollrechtlichen Vorschriften sind in der EU durch 
den Unionszollkodex (Verordnung (EU) Nr. 952/2013) 
vereinheitlicht. Das zukünftige Zollregime zwischen dem 
VK und der EU hängt von der konkreten regulatorischen 
Ausgestaltung des bilateralen Verhältnisses ab (siehe auch 
Tabelle oben):

2  WTO, Trade Profi les, European Union (28), http://stat.wto.org/TariffProfi les/
E28_e.htm, (aufgerufen am 6. März 2018).

 . Zollunion à la EU-Türkei: Eine Zollunion, wie sie 
die EU und die Türkei seit 1996 bilden, umfasst 
den zoll- und quotenfreien Handel sowohl von 
Industriegütern als auch bearbeiteten land-
wirtschaftlichen Erzeugnissen. Unbearbeitete 
Agrarprodukte sind von der Zollunion EU-Türkei 
nicht abgedeckt. Das VK könnte auch in einer 
Zollunion FTAs mit Drittstaaten abschließen. 
Welche Verpflichtungen es durch die Zollunion 
mit der EU zu beachten hätte, ist politisch sehr 
sensibel und Verhandlungssache. Relativ sicher 
dürfte sein, dass das VK sein Zollregime (insbe-
sondere Außenzölle) an dem der EU ausrichten 
müsste. Wenn die EU also ihre Importzölle auf-
grund eines FTAs gegenüber einem Drittland 
senkt, müsste das VK dies replizieren. Folglich 
hätte das VK in den eigenen FTA-Verhandlungen 
weniger Verhandlungsmasse. Außerdem wäre 
es für die EU wahrscheinlich inakzeptabel, dass 
das VK FTAs mit Partnern abschließt, mit denen 
die EU noch kein Abkommen verhandelt hat (z.B. 
den USA). Im speziellen Fall der EU-Türkei-Zoll-
union gilt, dass die Türkei der EU-Handelspolitik 
folgt, sich also sehr umfänglich an den EU-Vor-
gaben ausrichten muss. Dies schließt neben 
den Zöllen mindestens auch Themen wir tech-
nische Handelsbarrieren, Ursprungsregeln und 
Zollverfahren ein.

 . Freihandelsabkommen à la CETA: Ein Frei-
handelsabkommen zwischen der EU27 und 
dem VK würde eine fast vollständige Zollfrei-
heit bedeuten. Allerdings würden Ursprungsre-
geln und kostspielige Zollabwicklungsverfahren, 
die den Warenhandel zusätzlich belasten, einge-
führt werden. Das VK wäre nach Abschluss eines 
Freihandelsabkommens mit der EU nicht mehr 
an gemeinsame Außenzölle mit der EU gebun-
den. Die konkrete Ausgestaltung des FTAs zwi-
schen dem VK und der EU27 bleibt abzuwarten.

Folgen unterschiedlicher Szenarien für 
den Güterhandel

 . Harter Brexit: Sofern keine andere Einigung 
erzielt wird, wäre das VK mit einem Austritt aus 
der EU zollrechtlich ein sogenanntes Drittland. 
Entsprechend fiele grundsätzlich der volle Dritt-
landzollsatz im Handel zwischen der EU27 und 
dem VK an. Die EU hat einen Durchschnittszoll 
von fünf Prozent. Allerdings unterscheiden sich 
Zölle je nach Güterklassen. Zum Beispiel erhebt 
die EU einen Zoll von zehn Prozent auf PKW. 
Das VK hat bereits angekündigt, die Außenzoll-
sätze der EU zu übernehmen. 
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Mit Ausnahme einer Zollunion würde die Einführung 
von Zöllen zudem bedeuten, dass für Drittlandswaren, 
die zunächst in die EU importiert und erst anschlie-
ßend ins VK transportiert werden, mehrfacher Zoll 
gelten könnte.

Zollformalitäten: Die Belastung steigt

Im Falle eines harten Brexits, aber auch wenn sich die 
EU27 und das VK auf ein FTA oder das Norwegen- oder 
Schweiz-Modell einigen, wird der Warenhandel neben 
anfallenden Zollabgaben von kostensteigernden Zollver-
fahren betroff en sein. Hierzu zählen neben der Umsetzung 
von Ursprungsregeln und deren Nachweis auch Logistik-
kosten, Kosten für die Aktualisierung oder Neuanschaf-
fung von IT-Strukturen und Personalaufwand.

Aufgrund der notwendigen Zollverfahren müssen Unter-
nehmen mit einem deutlich höheren Aufwand bei der 
Warenabwicklung, sowohl bei der Einfuhr als auch der 
Ausfuhr von Waren, rechnen.

Sollten sich die EU27 und das VK nicht auf einen Binnen-
markt verständigen, bedürften Lieferungen von Unions-
ware aus der EU27 ins VK zukünftig einer elektronischen 
Ausfuhranmeldung. Weiterhin bedürften Warentransporte 
aus dem VK in die EU27 einer elektronischen Einfuhran-
meldung und unterliegen zumindest der Einfuhrumsatz-
steuer (EuSt). Selbst bei einer Zollunion, wie mit der Türkei, 
sind Zollanmeldungen erforderlich. Lediglich durch einen 

Binnenmarkt lassen sich Zollanmeldungen vermeiden. 
Zudem würden im Falle eines harten Brexits bei Impor-
ten aus dem VK die Regelzollsätze für Drittländer gelten.

Um diesen Vorgaben der elektronischen Ein- und Ausfuhr-
anmeldungen nachzukommen, brauchen Unternehmen:

 . eine zertifi zierte 
Zollsoftware (ATLAS-Ausfuhr-Software),

 . fundiertes Fachwissen über zollrechtliche Bestimmun-
gen und Außenwirtschaftsrecht,

 .Kenntnisse über die umfangreichen Vorschriften zur 
Bestimmung des Zollwerts,

 .Kenntnisse über die Bemessungsgrundlage der 
Einfuhrumsatzsteuer (EUSt).

Darüber hinaus müssen im zukünftigen Warenhandel zwi-
schen der EU27 und dem VK zahlreiche weitere Zollfor-
malitäten und Kapazitätsengpässe beachtet werden, die 
zu Kostensteigerungen, schwer zu kalkulierenden Verzö-
gerungen und Risiken in der Lieferkette führen können. 
Einige Beispiele von zukünftig anfallenden Zollformalitä-
ten sind im Folgenden aufgeführt.
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Unionszollkodex (UZK)

Die europäischen Vorgaben im Zollrecht werden aktu-
ell modernisiert. Der Unionzollkodex (UZK) wurde 
2016 eingeführt und wird derzeit durch die Mitglieds-
staaten implementiert. Der UZK erlaubt Unternehmen 
unter anderem, alle Im- und Exportdeklarationen im Rah-
men eines One-Stop-Shops in einer Zollstation abzuwi-
ckeln. Es ist unsicher, ob dieses One-Stop-Shop-System 
nach dem Brexit im VK bestehen bleibt. Ein Wegfall würde 
den reibungslosen Ablauf der Zollabwicklung stören und 
zu einem erheblichen Mehraufwand gerade für mittelstän-
dische Unternehmen führen.

Erfordernis zollrechtlicher Bewilligungen

Werden Waren aus dem VK in die EU27 importiert, um 
sie dort zu bearbeiten, zu verarbeiten oder auszubessern – 
beispielsweise das Tuning eines Pkws – und wird das Pro-
dukt anschließend zurück ins VK oder ein weiteres Dritt-
land transportiert, bedürfte es zukünftig der Genehmigung 
des zuständigen Hauptzollamtes sowie der Hinterlegung 
einer Sicherheit. Hiermit sind zusätzliche Kosten verbun-
den sowie Kenntnisse über die zollpraktische Verfahrens-
weise der aktiven Veredelung.

Zugelassener 
Wirtschaftsbeteiligter (AEO)

Mit dem Austritt des VK aus der EU verlieren im VK ansäs-
sige Unternehmen zudem den Status als zugelassener Wirt-
schaftsbeteiligter (AEO). Das VK muss ein solches System 
erst neu etablieren, damit Unternehmen auf beiden Seiten 
weiterhin von den Vorteilen bei der Risikobeurteilung und 
damit einhergehenden reduzierten Kontrollen profi tieren 
können. Das Erlangen des AEO-Status ist heute sowohl 
kostspielig als auch zeitintensiv. Der Nutzen rechtfertigt 
diesen Aufwand nicht immer. Hilfreich wäre es daher, wei-
tere Vereinfachungen vorzunehmen. Sobald das VK ein 
eigenes AEO-System eingerichtet hat, sollten die EU und 
das VK ihre jeweiligen Systeme gegenseitig anerkennen. 
Dies würde erhebliche Erleichterungen für den bilatera-
len Handel bedeuten.
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Übereinkommen über ein 
gemeinsames Versandverfahren

Der Aufwand für die Zollabwicklung könnte weiter redu-
ziert werden, wenn das VK Vertragspartei des „Über-
einkommens über ein gemeinsames Versandverfahren“ 
werden würde. Damit könnte das VK auch das „Neue 
EDV-gestützte Verbandsystem“ (NCTS – New Computer-
ized Transit System) und die Vereinfachungen nutzen, die 
sich aus dem Status als Zugelassener Empfänger/Versen-
der ergeben. Hierzu wurde bislang keine Einigung erzielt.

Physische, digitale und 
personelle Zollinfrastruktur

Um die Zollabwicklung eff ektiv durchführen zu können, 
wird das VK einen Großteil seiner technischen, physischen 
und personellen Zollkontrollkapazitäten ausbauen müs-
sen. Dies betriff t jedoch nicht ausschließlich das VK. Auch 
auf europäischer Seite werden Anpassungen der physi-
schen und digitalen Infrastruktur notwendig werden. 
Zudem wird der Personalbedarf besonders in den vom 
Handel mit dem VK betroff enen Zollämtern steigen. In 
Kapitel 6 werden die zu erwartenden Auswirkungen eines 
Anstiegs von Zollverfahren auf die physische Infrastruk-
tur näher beschrieben.

Kurz- und mittelfristig ist demzufolge auch in Deutschland 
mit einer Verlängerung von Zollabwicklungen zu rech-
nen. Selbst wenn personelle Kapazitäten erweitert würden, 
stünden diese voraussichtlich erst verzögert zur Verfügung. 
Alleine die Ausbildung von Mitarbeitern des deutschen 
Zolls im mittleren Dienst beträgt zwei und im höheren 
Dienst drei Jahre.

Die infrastrukturellen Herausforderungen im Bereich Zoll 
betreff en ebenso die Strukturen der Informations- und Tele-
kommunikationstechnologie (IKT). Das bisherige briti-
sche IKT-Zollsystem „Customs Handling of Import and 
Export Freight“ (CHIEF) wird derzeit durch das neue Sys-
tem „Customs Declaration Systems“ (CDS) ersetzt, um die 
neuen europäischen Zollstandards nach dem Unionszoll-
kodex einhalten zu können. Die technische Umsetzung ist 
nicht abgeschlossen. Es besteht das Risiko, dass zukünftig 
technische Zollanwendungen nicht mehr kompatibel mit 
den Systemen der EU27 sein werden. Kurz- und mittelfris-
tig ist daher mit Unsicherheiten, Verzögerungen und Mehr-
kosten zu rechnen. Eine Weiterentwicklung der IKT-Zoll-
strukturen auf britischer Seite ist für eine funktionsfähige 
Zollabwicklung daher zentral.

Weitere potenzielle Beeinträchtigungen 
des EU27-VK Warenhandels

Je nach Warengruppe können auch noch weitere Beschrän-
kungen hinzukommen, wie zum Beispiel Zollkontin-
gente und das Erfordernis von Einfuhrgenehmigungen. 
Deren Ausgestaltung ist momentan noch überhaupt 
nicht abzuschätzen.

Weiterhin könnten auch nicht-tarifäre Handelshemmnisse 
den zukünftigen Warenhandel zwischen der EU27 und 
dem VK beeinträchtigen. Neben Vorgaben in der Konstruk-
tion, der Zertifi zierung und der Dokumentation sind hier 
nationale Test-Label oder administrative Prozesse denk-
bar (siehe Kapitel 2 Marktzugang).

Handel mit Drittländern

Außenhandel ist Teil der ausschließlichen Kompetenzen 
der EU. Gemäß Artikel 207 AEUV kann die EU im Namen 
ihrer Mitgliedsstaaten Handelsabkommen mit Drittstaa-
ten verhandeln. Derzeit sind 34 Freihandelsabkommen 
(FTAs) sowie drei Zollunionen in Kraft. Weitere Freihan-
delsabkommen befi nden sich in der Verhandlungsphase.

In den Freihandelsabkommen, die die EU – auch im 
Namen des VK – mit Drittstaaten abgeschlossen hat, haben 
sich die Unterzeichnerstaaten auf einen präferenziellen 
Marktzugang für ihre Waren verständigt. Mit seinem Aus-
tritt aus der EU erlischt die Mitgliedschaft des VK in den 
Freihandelsabkommen und Zollunionen. Damit kann der 
präferenzielle Marktzugang in diese Staaten aus dem VK 
heraus nicht mehr genutzt werden.

Sollten sich die EU27 und das VK auf einen Binnenmarkt 
und eine Zollunion oder eine Zollunion à la Türkei als 
Grundlage ihrer zukünftigen Handelsbeziehungen eini-
gen, müsste das VK seine Märkte für Waren aus Drittlän-
dern mit bestehenden EU-FTAs öff nen, ohne selbst die 
Vorteile der FTAs beim Export in die Partnerländer nut-
zen zu können.
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Präferenzielle Ursprungsregeln (Rules of 
Origin, RoO) und Kumulierung

Mit dem Austritt aus der EU verliert das VK die Mitglied-
schaft in den EU-Freihandelsabkommen mit Drittstaa-
ten und damit auch den präferenziellen Zugang zu die-
sen Märkten. Der Handel von EU-FTA-Partnerländern mit 
der EU27 ist hiervon nicht betroff en. Allerdings sind briti-
sche Komponenten betroff en, wenn diese in einem Staat 
der EU27 verbaut und in ein Drittland mit EU-Freihan-
delsabkommen exportiert werden. 

Innerhalb der EU-Freihandelsabkommen gelten soge-
nannte präferenzielle Ursprungsregeln. Der Ursprung 
einer Ware gibt deren „wirtschaftliche Staatszugehörig-
keit“ an. Ursprungsregeln defi nieren den Anteil an Dritt-
landserzeugnissen, den ein Produkt enthalten darf, bevor 
eine Ware ihren EU-Ursprung verliert. Damit ein Pro-
dukt unter die Präferenzregeln eines Freihandelsabkom-
men fällt, muss folglich eine Mindestwertschöpfung inner-
halb der EU erfolgen.

Nach dem Austritt des VK aus der EU qualifi zieren sich 
britische Vorerzeugnisse nicht länger als Unionsware. Es 
ist daher davon auszugehen, dass Unternehmen aus der 
EU27 ihre Ursprungsquoten neu kalkulieren und entspre-
chend ihre Wertschöpfungsketten zu Lasten britischer 
Standorte umstrukturieren werden. Die entsprechenden 
Quotenregelungen unterscheiden sich je nach Abkommen 
und Produktart. Eine individuelle Prüfung ist daher für 
jedes Produkt notwendig.

Britische Unternehmen und europäische Hersteller mit 
britischen Vorerzeugnissen, die bislang von den EU-Frei-
handelsabkommen profi tiert haben, werden in jedem Fall 
mit höheren Zollaufwendungen und zusätzlichen Zoll-
verfahren konfrontiert sein. Sowohl die Umsetzung von 
Ursprungsregeln als auch deren Nachweis sind mit büro-
kratischem Aufwand verbunden.

Um auch zukünftig Ursprungsregeln einzuhalten, ist es 
wahrscheinlich, dass sich zahlreiche EU27- Unternehmen 
für bisher in VK erworbenen Vorprodukten neue Zuliefe-
rer innerhalb der EU27 suchen werden. Diese Umstruk-
turierung von Wertschöpfungsketten dürfte zu steigenden 
Preisen von Waren führen und britische Unternehmen aus 
Wertschöpfungsketten ausschließen.

Diese Risiken könnten reduziert werden, indem die EU 
neue Kumulierungsabkommen mit den Partnern ihrer 

34 FTA verhandelt. Kumulierung bedeutet, dass beim 
Ursprungserwerb Bearbeitungen „angerechnet“ werden, 
die in anderen Ländern durchgeführt wurden. Dies würde 
es Waren erlauben, unter die Ursprungsregeln der EU-FTA 
zu fallen. In der EU wäre dies typischerweise diagonale 
Kumulierung, eine Form der bilateralen Kumulierung, die 
mehr als zwei Ländern umfasst, sofern sie Präferenzabkom-
men abgeschlossen haben. Es ist jedoch heute noch nicht 
abschätzbar, ob die 67 Staaten, mit denen die EU Freihan-
delsabkommen geschlossen hat, solch einer Ausweitung 
auf den Drittstaat VK zustimmen werden.

Die zu verhandelnden Ursprungsregeln sollten jene frühe-
rer FTA spiegeln. Hier gilt es, anders als im Freihandels-
abkommen mit Südkorea oder auch Kanada, einheitliche 
und deutlich vereinfachte Ursprungsregeln für alle Sekto-
ren zu verhandeln.

Exportkontrolle

Zudem entfällt mit dem Austritt des VK aus der EU der 
genehmigungsfreie Export von Dual-Use-Gütern. Künftig 
werden im Handel mit dem VK technische, landes- und 
nutzerspezifi sche Risikoanalysen durchgeführt werden, 
die meist mehrere Wochen in Anspruch nehmen. Län-
derspezifi sche Vereinfachungen dieses Verfahrens sind 
möglich. So können mittels der „Allgemeinen Genehmi-
gung EU 001“ nahezu alle Dual-Use-Güter lizenzfrei nach 
Australien, Japan, Kanada, Neuseeland, Norwegen, die 
Schweiz und die USA versandt werden. Ob jedoch eine 
länderspezifi sche Regelung mit dem VK getroff en wird, 
ist derzeit off en.

Der Export von Rüstungsgütern ist bereits heute nur mit 
Genehmigung möglich. Etwaige Anpassungen der Allge-
meinen Genehmigung um das VK in den begünstigten 
Länderkreis aufzunehmen sind möglich.
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Potenzielle Auswirkungen des Brexits 
auf mittelständische Unternehmen

Basierend auf den oben dargelegten zollrechtlichen und 
-praktischen Kompetenzen, der dazugehörenden IT-Zoll-
software und den langwierigen Zollverfahren dürften sich 
in den meisten Unternehmen ein erheblicher innerbetrieb-
licher Mehraufwand und damit verbundene Mehrkosten 
für den Warenhandel zwischen der EU27 und dem VK 

ergeben. Unternehmen sollten frühzeitig den Bezug von 
Vormaterialien aus dem VK angesichts potenzieller 
Ursprungsregeln ebenso wie ihre Abhängigkeit vom 
Warenhandel mit dem VK im Allgemeinen überprüfen.

Der folgende Katalog an Fragen und Handlungsemp-
fehlungen bietet eine erste Orientierung, jedoch keines-
falls abschließende Liste an Themenbereichen, die es 
hier zu bedenken gilt:
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Orientierungsfragen zum Thema Zoll und Warenhandel

Allgemein

 . Haben Sie Ihre Handelsverbindungen mit Vertragspartnern und Kunden im VK identifiziert?

 . Nutzen Sie Vorprodukte aus dem Vereinigten Königreich? 

 . Haben Sie das Risiko Ihrer Prozessketten durch eine gezielte Abfrage ihrer Zulieferer und Kunden identifiziert? 

Zollanpassungen

 . Welche zusätzlichen personellen und finanziellen Ressourcen benötigen Sie, um die Zollabwicklung vorzunehmen?

 . Verfügen Sie über die Vorgaben für elektronische Ein- und Ausfuhranmeldungen? Hierzu zählen:

 – eine zertifizierte ATLAS-Ausfuhr-Software

 – fundiertes Fachwissen über zollrechtliche Bestimmungen und Außenwirtschaftsrecht

 – Kenntnisse über die umfangreichen Vorschriften zur Bestimmung des Zollwerts

 – Kenntnisse über die Bemessungsgrundlage der Einfuhrumsatzsteuer (EUSt).

 . Haben Sie selbst im Unternehmen entsprechende Expertise oder benötigen Sie externe Dienstleister? Sind Sie mit 
Zolldeklarationen vertraut?

 . Wie ist der Zollfreigabeprozess bei Ihnen im Haus organisiert? Können Synergien geschaffen werden? 

 . Sind Ihre IT-Systeme für Grenzkontrollen und Zollüberprüfungen ausgelegt? 

 . Ist die Anschaffung neuer Software nötig, um die Zollüberprüfungen durchzuführen?

 . Es ist realistisch, dass bestimmte Häfen, wie z.B. Dover, direkt nach dem Brexit stark frequentiert werden, was zu 
Verzögerungen führen kann. Haben Sie alternative Routen geprüft, um eventuelle Transportengpässe zu umgehen?

 . Haben Sie alternativ die finanziellen Ressourcen ein Warenlager im VK zu vergrößern, respektive zu bauen, um 
Transportengpässe und längere Versandverfahren auszugleichen? 

 . Werden Waren aus dem Vereinigten Königreich in die EU27 importiert, um sie dort zu bearbeiten, zu verarbeiten oder 
auszubessern und wird das Produkt anschließend zurück ins VK oder ein weiteres Drittland transportiert?

 . Ist Ihnen die zollpraktische Verfahrensweise der aktiven Veredelung bekannt? 

Ursprungsregeln

 . Exportieren Sie in Drittstaaten, mit denen die EU ein FTA hat, und nutzen Vorprodukte aus dem VK? 

 . Haben Sie die Einhaltung der wertmäßigen Ursprungsregeln für Ihre Produkte unter Berücksichtigung der Vorprodukte 
aus dem VK überprüft?

 . Ein erhöhter Anteil an Vorprodukten ohne Ursprung kann zu höheren Zollabgaben und bürokratischem 
Aufwand führen.

 . Haben Sie ggf. eine Substituierbarkeit der Produkte aus dem VK überprüft?

 . Exportiert eine Tochtergesellschaft direkt in Drittstaaten, für die ein EU-FTA gilt?

 . Haben Sie ggf. Ihre Kalkulationen für Zolltarife angepasst und rechnen Sie mit einem erhöhten bürokratischen Aufwand 
für entsprechende Produkte?
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Indirekte Auswirkungen

 . Ist es ratsam durch gestiegene Kosten ein anderes Marktsegment im VK zu bedienen? 

 . Ist es ratsam Serviceleistungen auszubauen, um Kostensteigerungen durch den Brexit zu rechtfertigen?

 . Wie preissensitiv sind ihre Kunden? Wie groß ist ihre Produktmarge?

 . Können Produktionsstätten verlagert werden, um Zölle zu vermeiden?

 . Im Fall eines Harten Brexit: Haben Sie die Kapazitäten für Zoll-Compliance überprüft? Hier ist mit einem starken 
Anstieg zu rechnen.

Wechselkurseffekte

 . Haben Sie Ihre Betroffenheit bei Wechselkursschwankungen identifiziert?

 . Welcher Wechselkurswert wird kritisch für Ihre Produktionsprozesse?

 . Haben Sie über unterschiedliche Szenarien Ihre Betroffenheit unterschiedlicher Wechselkurse identifiziert?

 . Könnten Sie Vertriebsstrukturen ins VK verlagern? Könnten Sie Rohstoffe aus dem VK beziehen, um den Preisdruck 
aus Wechselkursschwankungen auszugleichen?

 . Erlauben Ihre derzeitigen (Liefer-)Verträge preisliche Anpassungen aufgrund von Wechselkursschwankungen?
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Marktzugang und 
Regulierung – Komplexität 
und Gefahren wachsen

Ein konstituierendes Element des gemeinsamen Binnenmarktes ist 
der New Legislative Framework (NLF) mit insbesondere den Ele-
menten Konformitätsbewertung und harmonisierter Normung. Der 
Austritt des Vereinigten Königreichs (VK) kann somit erhebliche Aus-
wirkungen auf die wechselseitige Zulassung von Produkten und die 
Funktionsfähigkeit von Lieferketten haben. Ähnliche Folgen sind 
für den Handel mit chemischen Substanzen zu befürchten.

Neben direkten tarifären Auswirkungen kann der Bre-
xit auch massive Verwerfungen in den Marktzugangs-
bedingungen auslösen. Betroff en sind Bereiche wie 
Umweltschutz, Gesundheitsvorsorge, technische Pro-
dukte, Automobil, Tourismus, Pharmazie, chemische 
Substanzen und Abfallentsorgung.

Nahezu alle EU-Richtlinien im Bereich Umweltschutz 
und technische Produkte sind in britisches Recht umge-
setzt. Sie gelten daher nach dem Austritt des VK aus 
der EU weiter, solange keine Rechtsänderung unter 
dann rein britischer Hoheit erfolgt. In Bezug auf direkt 
rechtswirksame EU-Verordnungen ist geplant, dass das 
VK alle entsprechenden EU-Rechtsakte zunächst in bri-
tisches Recht übernimmt, um zunächst die Kohärenz 
beider Marktzugangssysteme sicherzustellen. Allerdings 
bestehen weiterhin Probleme in Fällen, in denen in 
übernommenen Rechtsakten für Spezifi zierungen auf 
EU-Institutionen oder EU-Komitees verwiesen wird. 
Hier bleibt in den Austrittsverhandlungen zu klären, 
ob solche Verweise im britischen Recht zulässig sind 
und ob diese durch die britische Regierung anerkannt 
werden. Unabhängig davon werden zukünftig Entschei-
dungen der EU-Kommission oder des Europäischen 
Gerichtshofs (EuGH) für das VK nicht bindend sein. 
Es sei denn, es wird Anderes ausgehandelt.

Umweltschutz

Die EU-Richtlinien sind auf der Grundlage von Min-
destanforderungen der EU in nationales Recht über-
setzt und können so nationalen Besonderheiten Rech-
nung tragen. Es ist derzeit nicht vorhersehbar, inwieweit 
das VK nach einem Brexit diese Vorgaben modifi zieren 
wird. Ergänzend arbeiten Mitgliedsstaaten vor allem im 
Rahmen freiwilliger Vorgaben im Bereich des Umwelt-
schutzes zusammen. Diese freiwilligen Kooperationen 

im Rahmen von EU-Recht sind wichtig, um gemeinsame 
Standards sicherzustellen. Diese freiwilligen Koopera-
tionen können nach einem Brexit fortgeführt werden.

Technische Produkte

Technische Produkte unterliegen den Regeln des Pro-
duktsicherheitsrechts und der Marktüberwachung 
gemäß „New Legislative Framework“ (NLF). Betref-
fende Richtlinien und Verordnungen defi nieren die 
Anforderungen für bestimmte Produkte. Diese Anfor-
derungen werden durch harmonisierte EU-Normen für 
spezifi sche Produktgruppen konkretisiert. Diese Rechts-
grundlagen bilden die Basis für die CE-Kennzeichnung 
und den freien Güterhandel. Nach dem Brexit könnten 
sich diese Rechtsgrundlagen auseinanderentwickeln, 
sofern das VK nicht weiterhin in EU-Behörden mit-
arbeitet oder die Rechtsprechung des EuGH nicht mehr 
anerkennt. Insbesondere die Frage nach der Anerken-
nung des EuGH ist zentral, um Auslegungsunterschiede 
im Rechtsbestand zu verhindern. Sollten unterschied-
liche Anforderungen, Anmeldevorgänge oder zusätzli-
che Produktvorgaben eingeführt werden, würde dies 
dazu führen, dass Produkte speziell für den britischen 
Markt angepasst werden müssten. Steigende Kosten für 
Anpassungen, Zertifi zierung und Registrierung wären 
die Folge.

Harmonisierte EU-Standards

In jeder Richtlinie und Verordnung unter dem NLF ist 
bestimmt, wie die Übereinstimmung mit den rechtlichen 
Anforderungen nachzuweisen ist und vom Hersteller 
deklariert werden kann. Größtenteils können Unterneh-
men dies als Selbstdeklaration durchführen, in bestimm-
ten Bereichen sind dafür autorisierte Drittstellen, sog. 
„notifi ed bodies“, vorgeschrieben. Die Anerkennung der 

02
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Zertifi zierungen ist innerhalb des gemeinsamen Bin-
nenmarkts sichergestellt. Zukünftig könnte das VK 
Zertifi zierungen von britischen „notifi ed bodies“ statt 
Selbstdeklarationen bevorzugen. Dies würde zu höhe-
ren Kosten bei Unternehmen aus der EU27 führen.

Der Europäische Binnenmarkt basiert im Wesentli-
chen auf harmonisierten Normen. Die produktspezi-
fi schen Anforderungen, die maßgeblich für die Umset-
zung von rechtlichen Anforderungen sind, werden 
durch die EU-Normungsorganisationen entwickelt. Es 
bestehen derzeit drei Standardisierungsorganisationen: 
Das Europäisches Komitee für elektrotechnische Nor-
mung (CENELEC), das Europäische Institut für Tele-
kommunikationsnormen (ETSI) sowie das Europäische 
Komitee für Normung (CEN). Off en bleibt derzeit die 
Frage, ob das britische Standardisierungsinstitut (BSI) 
seine Mitgliedschaft bei einem Austritt aus der EU in 
CEN und CENELEC aufrechterhalten kann. Die wei-
tere Mitgliedschaft VKs in CENELEC und CEN ist 
essentiell, damit die Harmonisierung der Normen auch 
nach einem Austritt des VK aus der EU sichergestellt ist. 
Die Mitgliedschaft in ETSI ist nicht vom Brexit betrof-
fen, da dieses auf dem völkerrechtlichen Vertrag zur 
Europäischen Konferenz der Verwaltungen für Post und 
Telekommunikation (CEPT) beruht

Das Akkreditierungssystem im VK kann ebenfalls 
durch den Brexit beeinträchtigt werden. Es ist jeweils 
eine Akkreditierungsbehörde pro Mitgliedsstaat zuläs-
sig. Die United Kingdom Accredition Service (UKAS) 
ist die Akkreditierungsbehörde des VK. Sie ist durch 
die European Co-Operation for Accreditation (EA) 
anerkannt. Sofern dem VK der Status eines Nachbar-
staates der EU verliehen wird, wäre eine weitere Koope-
ration der nationalen Akkreditierungsbehörden durch 
Anerkennung der EA nach einem Austritt sicherge-
stellt. Sollte dies nicht der Fall sein, würden zahlrei-
che Neuzertifi zierungen nötig.

Des Weiteren kann der Brexit fundamentale Auswir-
kungen auf die Harmonisierung der Marktüberwa-
chung zwischen dem VK und der EU27 haben. Sofern 
sich das VK dazu entscheidet, aus den elektronischen 
EU-weiten Plattformen Rapid Exchange of Information 
System (RAPEX) und dem Informations- und Kom-
munikationssystem für die pan-europäischen Markt-
überwachung (ICSMS) auszutreten, könnte dies dazu 
führen, dass Produkte doppelt getestet werden müs-
sen oder unterschiedliche Vorgehensweisen im Falle 

von korrektiven Maßnahmen (Warnungen, Rücknah-
men, Verkaufsstopps) eingeleitet werden. Hersteller aus 
der EU könnten durch die unterschiedliche Implemen-
tierung und Interpretation von technischen Vorgaben 
benachteiligt werden.

Chemische Substanzen

Gerade im Kontext von umfangreicher Regulierung von 
chemischen Substanzen auf EU-Ebene, wie REACH- 
(Registration, Authorisation, Labelling and Packaging) 
und der CLP- (Classifi cation, Labelling, Packaging) Ver-
ordnung, können unterschiedliche Anforderungen für 
Registrierung, Evaluierung, Autorisierung, Klassifi zie-
rung und Verpackung von chemischen Produkten zu 
bürokratischen Barrieren im Handel und damit zu 
Verzögerungen in Wertschöpfungsketten führen. Dies 
betriff t sowohl den Import in das VK, als auch den 
Export aus dem VK.

Im Falle eines harten Brexits wird das VK wahrschein-
lich nicht in der Lage sein, rechtzeitig alle rechtlichen 
Vorschriften für Chemikalien in das nationale Recht zu 
überführen, da das EU-Regelsystem zur Regulierung von 
chemischen Stoff en auf verschiedenen Ansätzen der 
Kooperation und gegenseitigen Verpfl ichtungen beruht. 
Eine einmalige umfassende und damit schnelle Über-
nahme des derzeitigen Rechtstandes durch ein „Euro-
pean Union Withdrawal Bill“ reicht wahrscheinlich 
nicht aus.

Registrierung

Britische Firmen werden durch den Brexit ihren Fir-
mensitz in der EU verlieren und fallen somit nicht 
mehr unter die Registrierungserfordernisse für chemi-
sche Substanzen in der EU. Bestehende Substanzregis-
trierungen für britische Firmen würden laut der Euro-
päischen Chemikalienagentur (ECHA) unwirksam.3 
Unmittelbar nach dem Brexit wären britische Firmen 
weder zur Registrierung nach REACH verpfl ichtet, 
noch dazu berechtigt. Somit müssten alle aus dem VK 
importierten chemischen Stoff e durch die Kunden in der 
EU27 erneut registriert und zugelassen werden. Kon-
sequenzen sind: Erheblich steigende Kosten durch die 

3 Dies würde rund 10 Prozent der bestehenden Registrierungen in der EU 
betreffen (Oktober 2017).
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erneute Registrierung,4 Verzögerungen in den Lieferket-
ten sowie (temporäre) Preissteigerungen von Substitu-
ten aus der EU27. Dieses Problem könnte sich durch die 
dritte Registrierungsphase von REACH noch ausweiten, 
da weitere chemische Substanzen von der REACH-Re-
gistrierung betroff en sein werden.

Das VK verliert ebenfalls seinen Sitz in der ECHA, 
sofern keine andere Einigung erzielt wird. Das VK 
müsste in diesem Fall eine nationale Agentur für die 
Registrierung und Zulassung von chemischen Substan-
zen gründen und aufbauen. Dies würde zu starken Ver-
zögerungen in der Zulassung auf britischer Seite führen. 
Die britische Regierung hat hier im März 2018 deutlich 
gemacht, eine Einigung prüfen zu wollen, dass eine wei-
tere Zusammenarbeit in der ECHA nach einem Bre-
xit möglich ist, inklusive einer Beitragszahlung und 
Anerkennung der Regeln der Institution.

Umgang mit „Only 
Representatives“ (OR)

Britische Produzenten chemischer Stoff e können gemäß 
des aktuellen Regelwerks Kunden in der EU27 oder 
auch sog. Alleinvertretern (OR: „only representatives“) 
bestehende Registrierungen übertragen. Ob dies nach 
dem Brexit ohne zusätzliche Kosten erfolgen kann, ist 
ungewiss. Bislang ist hierfür bei der ECHA eine Gebühr 
zu entrichten. Bisherige OR im VK verlieren ihre recht-
lichen Voraussetzungen für den OR-Status. Unterneh-
men außerhalb der EU27, die britische Firmen über die 
Möglichkeit eines OR ihre Registrierungen übertragen 
haben, sind hiervon ebenfalls betroff en. Es ist sicherzu-
stellen, dass Kunden aus der EU27, die sich als Impor-
teure gemäß der REACH-Verordnung registriert haben, 
die jeweilige chemische Substanz ohne Wartezeit wei-
ter beziehen können.

Registrierung und Datenübermittlung

Der Brexit wird ebenfalls Konsequenzen für die recht-
lichen Vorgaben in der Datenübermittlung und Kos-
tenteilung zwischen Herstellern und Importeuren von 
identischen Stoff en haben. Nach europäischem Recht 
bilden Produzenten chemischer Substanzen Foren für 

4 Eine Registrierung bei der ECHA gilt unbefristet, die Kosten hierfür belaufen 
sich jedoch auf einige 10.000 Euro bis hin zu Größenordnungen von 
200.000 Euro und darüber hinaus, je nach Umfang des erforderlichen 
Dossiers und Anforderungen an den Stoff.

den Austausch von Informationen über identische 
Stoff e, sog. SIEF (Substance Information Exchange 
Forum). Die Daten- und Kostenteilung basiert hier 
auf spezifi schen Verträgen und wirft Fragen über die 
zukünftigen fi nanziellen Rechte und Pfl ichten britischer 
Firmen nach einem Austritt des VK auf. Einzelfallprü-
fungen durch die betroff enen Unternehmen sind hier-
bei unbedingt notwendig.

Zulassung

Britische Hersteller werden zudem ihre Zulassungen 
unter REACH verlieren. Somit können deutsche Unter-
nehmen aus der EU27 nicht länger auf die in einer bri-
tischen Zulassung genannten Anwendungen verweisen. 
Alternativ können die Firmen selbst eine Zulassung 
beantragen oder den Anbieter wechseln. Es ist noch 
nicht geklärt, ob die Übertragung der Down stream-
Rechte auf ein anderes Unternehmen in der EU27 bzw. 
einen OR zulässig ist.

Der Handel mit Erzeugnissen, die besonders besorg-
niserregende Stoff e (SVHC) enthalten, wird nach dem 
Brexit ebenfalls stark eingeschränkt. Britischen Unter-
nehmen ist es nicht mehr gestattet, Informationen über 
SVHC in Erzeugnissen an EU-Firmen weiterzugeben 
(REACH, Art. 33). Ähnliches gilt auch für die Bio-
zid-Richtlinie der EU (BPR-Regulation). Biozide müs-
sen demnach eine Produktautorisierung der EU (EEA 
oder der Schweiz) besitzen. Hersteller von Bioziden 
müssen ihren Unternehmenssitz in der EU haben oder 
eine Repräsentanz in der EU besitzen.

Ein weiterer Aspekt des Brexits sind die Auswirkungen 
auf den Handel von Abfallprodukten, im Besonderen 
von Refuse Derived Fuel (RDF). Das VK ist aufgrund 
der Unterkapazität von Ersatzbrennstoff kraftwerken 
ein wesentlicher Exporteur von RDF. Der Handel mit 
RDF wird nach einem Brexit weiterhin möglich sein, 
dürfte sich jedoch durch bürokratische und handelsta-
rifl iche Hürden verteuern.

Besondere Betroffenheit

In hohem Maße sind zudem die Branchen Automobil 
und Pharmazie durch den Brexit betroff en:
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Automobil

Für den Verkauf von Automobilen im Europäischen 
Binnenmarkt ist die European Whole Vehicle Type 
Approval (WVTA)-Zertifi zierung notwendig. Sie stellt 
sicher, dass ein Fahrzeug alle relevanten Umwelt, Sicher-
heits- und Leistungsstandards erfüllt. Nach einem har-
ten Brexit gilt diese Zertifi zierung nicht mehr im VK. 
Im Gegenzug würde die britische Zertifi zierung ohne 
gesondertes Abkommen auch nicht in der EU27 gelten. 
Eine doppelte Zertifi zierung der Produkte würde zu grö-
ßerem Personalaufwand und fi nanziellen Kosten füh-
ren. Die Adaption neuer Zertifi zierungen in der Pro-
duktgestaltung ist als versteckter Kostenfaktor nicht 
zu unterschätzen.

Die „End-of-Life“(ELV)-Verordnung sowie weitere ver-
bundene Verordnungen werden ebenfalls nach einem 
Brexit ihre Gültigkeit verlieren, sofern kein Abkommen 
hierzu vereinbart wird. Dies hätte direkte Auswirkun-
gen für die Marktzulassung, da bestimmte Materialen 
im VK verbaut werden könnten, die in der EU jedoch 
nicht zugelassen sind. Eine Überprüfung von Vorpro-
dukten oder Zulieferteilen ist daher geboten.

Pharmazeutische Produkte

Die pharmazeutische Industrie ist in ihrer Wert-
schöpfungskette stark innerhalb Europas integriert. 
Sie wird durch rechtliche Systeme, Arrangements 

zwischen EU-Institutionen, Mitgliedsstaaten und 
nationalen Behörden auf europäischer Ebene regu-
liert. Durch den Brexit wären der Zugang und die Dis-
tribution von medizinischen Produkten möglichen 
Verzögerungen ausgesetzt.

Mit dem Austritt des VK fällt das Einfuhrregime für phar-
mazeutische Produkte zwischen der EU27 und dem VK 
wahrscheinlich wieder auf WTO-Status zurück. Damit 
würden zusätzliche Anforderungen für den Import phar-
mazeutischer Produkte in die EU27 anfallen, wie zum 
Beispiel besondere Testverfahren und die Bestätigung 
durch sog. Sachkundige Personen („Qualifi ed Persons“). 
Zusätzlich könnten pharmazeutische Produkte an meh-
reren Stellen der Wertschöpfungskette durch Zollanfor-
derungen betroff en sein, was zu weiteren Verzögerun-
gen führt. Zwar beinhaltet das WTO-Pharmaabkommen 
grundsätzlich eine Zollregelung für die meisten pharma-
zeutischen Produkte. Jedoch sind nicht alle medizini-
schen Produkte dort registriert bzw. dadurch abgedeckt. 
Eine Einzelfallprüfung ist im Zweifel ratsam.

Die Duplikation von regulativen Prozessen für neue oder 
bestehende Marktzulassungen kann zu Verzögerungen 
führen und beeinfl usst, wie schnell Patienten Medika-
mente erhalten. Dies gilt es zu vermeiden. In jedem Fall 
kann durch die Erlaubnis von sogenannten gemeinsa-
men Verpackungen, sog. „shared packs“, der Vertrieb 
im VK und der EU27 deutlich erleichtert werden.



Leitfaden | Mittelstandspolitik | Brexit 
Der Brexit kommt – Was ist zu tun? 

02 Marktzugang und Regulierung – Komplexität und Gefahren wachsen

Im Zuge des Austritts des VK aus der EU wird die 
Europäische Arzneimittelagentur (EAA) von London 
nach Amsterdam verlegt. Trotz aller Vorkehrungsmaß-
nahmen ist es nicht auszuschließen, dass während der 
Umzugsphase Verzögerungen in administrativen Vor-
gängen entstehen. Die britische Regulierungsbehörde, 
MHRA, leistet als Berichterstatter einen signifi kan-
ten Beitrag für die Funktionsweise der EAA. Sollte die 
MHRA nach einem Brexit nicht länger in Rahmen des 
europäischen Netzwerks der Arzneimittelagenturen 

mitwirken können, würde dies die Kapazität und Exper-
tise für die Bewertung von pharmazeutischen Produk-
ten sowie die Überwachung von Sicherheitsstandards 
auf europäischer Ebene einschränken. Die britische 
Regierung hat hier im März 2018 deutlich gemacht eine 
Einigung prüfen zu wollen, dass eine weitere Zusam-
menarbeit in der EAA nach einem Brexit möglich ist, 
inklusive einer Beitragszahlung und Anerkennung der 
Regeln der Institution.
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Orientierungsfragen zum Thema Marktzugang und Regulierung

Allgemein

 . Haben Sie Verträge mit britischen Partnern unter britischer Jurisdiktion?

 . Benutzen Sie Chemikalien aus dem VK für Ihre Produktionsprozesse? 

Technische Produkte

 . Wird in den Verträgen auf den gemeinsamen regulatorischen Rahmen Bezug genommen?

Chemische Produkte

 . Haben Sie Ihre bezogenen chemischen Substanzen auf die Frage hin überprüft, ob der Zulieferer im VK ansässig ist 
und ob dieser jeweilige Zulieferer ggf. federführender Registrant ist?

 . Haben Sie überprüft, ob der jeweilige britische Zulieferer eine Niederlassung in der EU27 hat oder plant, eine solche zu 
gründen, zu der eine Registrierung legal transferiert werden könnte?

 . Haben Sie überprüft, ob der jeweilige britische Zulieferer die Registrierung einem Alleinvertreter (OR) im Sinne der 
REACH-Verordnung übertragen will und kann?

 . Haben Sie alternative Bezugsquellen/ Lieferanten (aus der EU27) für vom Brexit betroffene Substanzen geprüft?

 . Haben Sie überprüft, ob eine eigene Registrierung als zukünftiger Importeur von eingetragenen chemischen 
Substanzen sinnvoll erscheint?

 . SIEF: Haben Sie alle bestehenden Verträge überprüft, ob diese in Bezug auf Datenübermittlung, Kostenteilung oder 
jeweilige daraus resultierende Ansprüche angepasst werden müssen?

 . Haben Sie überprüft, ob bezogene chemische Substanzen von Nicht-EU-Zulieferern durch britische Alleinvertreter 
(OR) in der EU vertreten werden und wie diese OR ihren Rechtsstatus in der EU27 sichern werden?

 . Haben Sie bezogene zulassungspflichtige Substanzen überprüft, ob diese durch einen britischen Hersteller 
zugelassen wurden?

 . Haben Sie überprüft, ob dieser britische Hersteller eine Niederlassung in der EU27 hat oder plant, eine solche zu 
gründen, zu der die Zulassung legal transferiert werden könnte?

 . Haben Sie überprüft, ob eine eigene kostenintensive Zulassung eine lukrative Option darstellt?

 . Falls Erzeugnisse mit SVHC-Gehalt importiert werden, haben Sie sichergestellt, dass jeweils gültige Verpflichtungen 
in die Verträge mit britischen Partnern hinzugefügt werden, damit die Verpflichtungen gemäß REACH Art.7 (2 ff)) erfüllt 
werden können?

 . Falls RDF aus dem VK für Ersatzbrennstoffkraftwerke importiert wird, haben Sie hier Preissteigerungen einkalkuliert 
bzw. ggfs. die Substituierbarkeit von RDF überprüft?
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Besonderheiten: Automobil

 . Es besteht die Unsicherheit, ob die Whole Vehicle Type Approval (WVTA)-Zertifizierung weiterhin nach einem Brexit gilt. 
Haben Sie geprüft, ob Pläne für einen intensivierten Zertifizierungsprozess nach britischen Vorgaben (Personal und 
Kapitaleinsatz) ratsam sind?

 . Für den Fall, dass die „End-of-Life“(ELV)-Verordnung sowie die Verordnung für elektronischen Abfall und elektronische 
Ausrüstung (WEEE) nach dem Brexit nicht weiterhin gültig sind: Haben Sie eine Vorabprüfung von verbauten 
Materialien und deren weitere Verwendung vorgenommen?

Besonderheiten: Pharmazeutische Produkte

 . Für den Fall das ein gemeinsames Abkommen für pharmazeutische Produkte nicht abgeschlossen wird: Haben Sie 
eine Einzelfallprüfung vorgenommen, ob diese Produkte über das WTP-Pharmazieabkommen registriert sind? Sind 
Produkte nicht zertifiziert, sollte dies angestrebt werden. Ein erhöhter Zertifizierungsaufwand bei der Einfuhr von 
pharmazeutischen Produkten von VK in die EU27 ist wahrscheinlich.

 . Haben Sie Verzögerungen in der Neuregistrierung von pharmazeutischen Produkten eingeplant, sofern die britische 
Arzneimittelbehörde MHRA nicht länger bei der EAA mitarbeiten kann?
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Das VK will den gemeinsamen Rechtsrahmen der 
EU (Acquis Communautaire) vor dem Austritt kom-
plett in nationales britisches Recht überführen, um die 
negativen Folgen des Austritts für die Rechtsanwen-
der im VK zu mindern. Dazu hat die britische Regie-
rung ein entsprechendes Gesetzgebungsverfahren auf 
den Weg gebracht. Angesichts einer kontroversen Dis-
kussion im VK ist damit allerdings weder garantiert, 
dass diese Rechtsübernahme im Detail völlig identisch 
mit dem EU-Rechtsrahmen sein wird, noch sicherge-
stellt, dass dieses Recht in der Zukunft nicht durch 
nationale britische Rechtsänderungen abgeändert wird. 
Das VK hat ausdrücklich entschieden, dass der Aus-
tritt aus der Union am 29.03.2019 vollzogen wird. Das 
VK und die EU haben sich allerdings auf eine zweijäh-
rige Übergangsphase nach dem Austritt aus der Union 
geeinigt. In dieser Zeit soll das EU-Recht im Verhältnis 

zum VK wohl prinzipiell fortgelten, wobei Einzelhei-
ten unklar sind.

Das zukünftige Verhältnis zwischen der EU und dem 
VK nach Ende der Übergangszeit soll derzeit wahr-
scheinlich mittels eines Handelsabkommens zwischen 
beiden Seiten geregelt werden. Angesichts zahlreicher 
unklarer Äußerungen und der ohnehin nötigen Ratifi -
zierungsprozesse erscheint es eher unwahrscheinlich, 
dass ein Handelsabkommen bis zu dem bisher vorgese-
henen Ablauf der Übergangsphase in Kraft treten kann. 
Insoweit könnte es trotz der Übergangsphase zu einem 
Bruch in den gegenseitigen Rechtsbeziehungen kom-
men, falls die avisierte Übergangsfrist nicht entspre-
chend verlängert werden sollte.

Markenrecht 
Wettbewerbsrecht 
Gesellschaftsrecht

03 Recht und Verträge – zahlreiche 
Überprüfungen notwendig

Mit dem Austritt aus der EU verlässt das 
Vereinigte Königreich (VK) auch den gemein-
samen Rechtsrahmen. Dies hat direkte Konse-
quenzen für das Marken-, Patent-, Wettbe-
werbs- und Gesellschaftsrecht. Weiterhin sind 
Lizenzverträge und das Beihilferecht betroff en. 
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Unionsmarken und Markenrecht

Unionsmarken und Gemeinschaftsgeschmacksmuster 
gelten im gesamten Gebiet der EU. Unionsmarken ent-
falten Schutz in der EU aufgrund der unmittelbar gel-
tenden Unionsmarkenverordnung. Nach dem Austritt 
des VK aus der EU wird die Unionsmarkenverordnung 
dort nicht mehr anwendbar sein. Dies hätte zur Folge, 
dass der Markenschutz aus Unionsmarken und Gemein-
schaftsgeschmacksmuster im VK enden würde. Zudem 
dürften britische Rechtsanwälte auch nicht mehr vor 
dem Amt der Europäischen Union für geistiges Eigen-
tum (EUIPO) auftreten. Nach Vollzug des Brexits wer-
den EU-Marken und EU-Geschmackmustern im VK 
nicht mehr anerkannt. Es wird daher erforderlich sein, 
neue nationale Marken im VK anzumelden, um Marken-
schutz zu erlangen. Das VK könnte allerdings im Rah-
men der Austrittsverhandlungen die Weitergeltung der 
geschützten Marken und Geschmacksmuster oder die 
Aufspaltung der geschützten Marken und Geschmacks-
muster in zusätzliche nationale Schutzrechte verein-
baren. Es bleibt abzuwarten, welche Regelungen im 
Rahmen der Austrittsverhandlungen getroff en wer-
den. Unternehmen sollten sich auf unterschiedliche 
Varianten vorbereiten.

Lizenzverträge

Der Brexit könnte auch Auswirkungen auf Lizenzver-
träge haben, wenn sich diese auf die EU als Lizenzraum 
berufen. Möglicherweise ist es notwendig, ergänzende 
und klarstellende Vereinbarungen mit den Lizenzpart-
nern zu treff en.

Patentrecht

Der Austritt des VK aus der EU wird keine Auswirkun-
gen auf das europäische Patent haben. Bei dem europäi-
schen Patent handelt es sich um ein Bündel nationaler 
Patente. Es hat in den Staaten, die bei der Anmeldung 
angegeben wurden, dieselbe Wirkung wie ein nationales 
Patent. Die Mitgliedschaft in der EU ist keine Voraus-
setzung für die Beantragung des Europäischen Patents.

Anders gestaltet sich die Situation beim Europäischen 
Patent mit einheitlicher Wirkung. Das geplante Europäi-
sche Patent mit einheitlicher Wirkung, sog. EU-Einheits-
patent, ist als gesamteuropäisches Schutzrecht konzi-
piert und soll nach der Erteilung durch das Europäische 
Patentamt in der gesamten EU einheitliche Gültigkeit 

haben. Der Ratifi zierungsprozess ist derzeit noch nicht 
abgeschlossen. Eine Inkraftsetzung setzt die drei Mit-
gliedsstaaten mit der höchsten Anzahl an Europäischen 
Patenten, zu denen derzeit auch das VK gehört, voraus. 
Zwar würde nach einem Brexit der nächstgrößte Mit-
gliedsstaat einrücken, wegen der Verkleinerung des ter-
ritorialen Schutzbereiches würde aber das Europäische 
Einheitspatent an Attraktivität verlieren. Dies kann zum 
Scheitern des Einheitspatents führen.

Wettbewerbsrecht

Die Regelungen gegen den unlauteren Wettbewerb basie-
ren in der Europäischen Union auf einer EU-Richtlinie. 
Die Mitgliedsstaaten haben die Richtlinie durch natio-
nale Gesetze umgesetzt. Der Austritt des VK aus der EU 
würde auf nationaler Ebene zunächst keine Änderungen 
des Rechts gegen den unlauteren Wettbewerb bewirken.

Die Vorgaben des EU-Wettbewerbsrechts ergeben 
sich im Wesentlichen aus den Art. 101 - 102 AEUV 
und der EU-Fusionskontrollverordnung (FKVO / VO 
139/2004/EG). Diese Vorschriften werden nach Voll-
zug des Austritts zwar grundsätzlich keine Anwendung 
mehr auf das VK fi nden. Allerdings gelten die Vorga-
ben der Artikel 101-102 AEUV für alle Sachverhalte, 
die spürbare Auswirkungen auf die Wettbewerbsverhält-
nisse und den Handel in der EU haben können, unab-
hängig davon, wo sie erfolgen. Kartellabsprachen und 
missbräuchliche Verhaltensweisen eines marktbeherr-
schenden Unternehmens im VK, die sich auf die EU 
auswirken, könnten also weiterhin durch die EU-Kom-
mission geahndet werden. Für Kartellschadenersatzan-
sprüche hätte es zur Folge, dass Kläger einen in der EU 
festgestellten Kartellrechtsverstoß vor einem britischen 
Gericht selbst beweisen müssten, da die Bindungswir-
kung von in der EU vorangegangenen Behörden- oder 
Gerichtsentscheidungen entfällt.

Auch nach der FKVO ist nur maßgeblich, ob die an 
einem Zusammenschluss beteiligten Unternehmen die 
festgelegten Umsatzschwellenwerte überschreiten und 
in erheblichem Umfang in der EU tätig sind. Der Sitz 
der beteiligten Unternehmen ist hierfür irrelevant. Aller-
dings wird das in der FKVO geregelte One-Stop-Shop-
Verfahren im Falle des Brexits keine Wirkung mehr für 
das VK entfalten. Das heißt, dass bei Sachverhalten, 
die unter EU- und britische Fusionskontrollvorgaben 
fallen, die ausschließliche Zuständigkeit der Kommis-
sion bezüglich der Freigabe von Zusammenschlüssen 
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mit EU-weiter Dimension nicht mehr gegeben ist. Ein 
Anmeldeerfordernis für geplante Zusammenschlüsse 
wäre im VK nicht mehr gegeben. Allerdings besteht 
das Risiko einer nachträglichen Aufl ösung der Fusion, 
sofern keine Anmeldung erfolgt. Insofern sind zusätz-
liche Anmeldungen auf freiwilliger Basis bei den ent-
sprechenden britischen Behörden zur rechtlichen 
Absicherung ratsam.

Beihilferecht

Die Vorgaben des Beihilferechts ergeben sich im Wesent-
lichen aus den Art. 107 ff . AEUV. Diese Vorschriften 
werden nach Vollzug des Austritts grundsätzlich keine 
Anwendung mehr auf das VK fi nden. Unter Beihilfen 
versteht man staatliche Unterstützungsleistungen, z. B. 
Subventionen oder Steuererleichterungen, die zu einer 
Verzerrung des Wettbewerbs führen. Sie sind innerhalb 
der EU grundsätzlich verboten und nur in Ausnahme-
fällen zulässig. Im Falle des Brexits könnte VK groß-
zügigere Hilfen ohne Kontrolle durch die EU-Kommis-
sion durchsetzen. Die einzige Eingrenzung würde dann 
durch die WTO-Subventionsregeln gegeben werden.

Gesellschaftsrecht

Innerhalb der EU gilt die in Art. 49 AEUV verankerte 
Niederlassungsfreiheit. Diese gilt gemäß Art. 54 AEUV 
auch für Gesellschaften. Die Niederlassungsfreiheit 
ermöglicht es den in EU-Mitgliedsstaaten gegründeten 
Gesellschaften, Zweigniederlassungen in anderen Mit-
gliedsstaaten zu gründen. Dabei verlieren diese Gesell-
schaften die ihnen nach dem Recht des Gründungs-
staates zukommende Rechtsfähigkeit nicht, sondern 
verlegen diese in einen anderen EU-Mitgliedsstaat. Mit 
dem Austritt des VK aus der EU werden die vier Grund-
freiheiten des europäischen Binnenmarktes, zu denen 
auch die Niederlassungsfreiheit gehört, auf britische 
Limiteds nicht mehr anwendbar sein.

Für die Neugründungen von Gesellschaften nach dem 
Brexit bedeutet dies, dass eine Gründung nach engli-
schem Recht nur dann erfolgen kann, wenn der Ver-
waltungssitz der Gesellschaft tatsächlich im VK liegen 
soll. Den bereits bestehenden, nach englischem Recht 
gegründeten Gesellschaften, deren Verwaltungssitz in 
Deutschland liegt, droht die Nichtanerkennung als aus-
ländische Kapitalgesellschaft. Mangels Einhaltung der 
deutschen Gründungsvorschriften würde die Nichtaner-
kennung zu einem automatischen Rechtsformwechsel 
einer Limited zu einer deutschen Personengesellschaft 
mit der damit einhergehenden unbeschränkten persön-
lichen Haftung führen. Bei einer Ein-Personen-Limi-
ted käme es zur automatischen Rechtsnachfolge des 
einzigen Gesellschafters. Sollte das VK Mitglied des 
EWR werden, würde aufgrund der in Art. 31, 34 des 
EWR-Abkommens normierte Niederlassungsfreiheit die 
Anerkennung britischer Gesellschaften weiterhin mög-
lich sein. Letztendlich ist der zukünftige Status der deut-
schen Unternehmen in der Rechtsform „Limited“ aller-
dings vom fi nalen Austrittabkommen abhängig.

Rechtsgrundlage für die Europäische Aktiengesellschaft 
(SE) ist die Verordnung über das Statut der Europäi-
schen Gesellschaft (SE-VO). Die SE-VO unterscheidet 
zwischen den Begriff en „Sitz“ einerseits und „Hauptver-
waltung“ andererseits. Die SE-VO sieht vor, dass eine 
SE dem Recht des „Sitzstaats“ untersteht. Für eine eng-
lische SE hätte der Austritt des VK aus der EU erhebli-
che Folgen. Mit Austritt des VK aus der EU verliert die 
SE-VO dort ihre Geltung. Die Gesellschaften, die im VK 
als SE fi rmieren, werden ihren Status als Europäische 
Aktiengesellschaft verlieren. Für sie besteht lediglich 
die Möglichkeit eines Formwechsels in eine englische 
Aktiengesellschaft. Für eine SE mit Sitz in Deutschland 
wird sich aus rechtlicher Sicht nichts ändern. Sie unter-
steht dem deutschen Recht, selbst wenn sie ihre Haupt-
verwaltung in das VK verlegt haben sollte..
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Orientierungsfragen zum Thema Rechtsfolgen und Verträge

Allgemein

 . Haben Sie Verträge mit britischen Partnern, die britischem Recht bzw. britischer Gerichtsbarkeit unterliegen?

Verträge

 . Haben Sie laufende Verträge mit britischen Partnern überprüft, insbesondere mit Blick darauf, ob sie über den 29. 
März 2019 hinaus gelten?

 . Soweit Verträge mit britischen Partnern über den 29. März 2019 hinaus gelten: Haben Sie geprüft, inwieweit Folgen 
des Wegfalls der EU-Mitgliedschaft des VK einschließlich der Grundfreiheiten des Binnenmarktes im VK ggf. 
aufgefangen oder abgemildert werden können (soweit möglich, insb. durch ergänzende vertragliche Vereinbarungen)?

 . Haben Sie dabei berücksichtigt,

 – inwieweit die Folgen des Wegfalls der EU-Mitgliedschaft des VK durch eine etwaige Übergangsregelung zwischen 
der EU und dem VK temporär aufgeschoben werden?

 – was für die Zeit nach dem Wegfall der Übergangsregelung – etwa im Hinblick auf ergänzende oder neue 
vertragliche Vereinbarungen – zu veranlassen ist?

 . Soweit Verträge Bezug auf einen gemeinsamen regulatorischen Rahmen nehmen: Haben Sie geprüft,

 – ob dieser nach dem EU-Austritt des VK bzw. einer etwaigen Übergangsphase fortbesteht?

 – falls nein, inwieweit negative Folgen des Wegfalls eines solchen Rahmens evtl. durch vertragliche Vereinbarungen 
aufgefangen oder abgemildert werden können?

 . Haben Sie beim Abschluss neuer Verträge überprüft, ob der vom VK angekündigte Austritt aus der EU am 29. März 
2019 von vornherein mitbedacht wurde?

 . Haben Sie überprüft, inwieweit dabei Besonderheiten der avisierten Übergangsphase des Verhältnisses zwischen der 
EU und dem VK zu berücksichtigen sind – sofern dies absehbar ist? Die Regeln sollten passgenau auf den jeweiligen 
Vertragsinhalt zugeschnitten sein. Ein Muster, das alle Vertragsgestaltungen abdeckt, erscheint kaum zweckmäßig.

 . Haben Sie im Interesse der Risikominimierung auf eine möglichst sorgfältige und rechtssichere Formulierung etwaiger 
ergänzender oder neuer vertraglicher Vereinbarungen und Geschäftsbedingungen geachtet?

Markenrecht

 . Ist der Markenschutz auf Grundlage europäischen Rechts eingetragen? Wurde geprüft, ob die Beantragung eines 
britischen Markenschutzes notwendig ist?

 . Haben Sie Ihre im VK gültigen geistigen Eigentumsrechte, Patente und geschützten Marken kontrolliert? Die 
EU-rechtlich geschützten Marken bleiben bestehen. Das VK muss jedoch einen neuen Regulierungsschutz geistigen 
Eigentums aufstellen.

 . Gibt es in Verträgen oder Lizenzen oder markenrechtlichen Abgrenzungen Anpassungs- oder Klarstellungsbedarf zu 
territorialen Regelungen?

Gesellschaftsrecht

 . Ist Ihre Gesellschaft in einer britischen Gesellschaftsrechtsform oder gehört eine britische Gesellschaft (z.B. 
VK-Limited) mit Verwaltungssitz in Deutschland zur Unternehmensgruppe? Wenn ja, wurde ein Wechsel der 
Rechtsform geprüft? Es liegt an den Gesellschaftern, rechtzeitig Vorsorge zu treffen. Insofern ist in erster Linie an 
einen grenzüberschreitenden Formwechsel in oder eine grenzüberschreitende Verschmelzung auf eine deutsche 
GmbH anzudenken.

 . Im Hinblick auf gestiegene Unsicherheiten in Kosten- und Umsatzrechnungen: Wurden rechtliche und steuerliche 
Auswirkungen überprüft?
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Mit dem Brexit wird das gemeinsame EU Umsatzsteuer-Erstattungs-
system seine Gültigkeit für Geschäfte zwischen der EU und dem Ver-
einigten Königreich (VK) verlieren. Erhöhte Mehrwertsteuerbelastun-
gen für deutsche Unternehmen im VK sind die Folge. Ebenso werden 
ausgeschüttete Gewinne britischer Unternehmen deutschem Ertrags-
steuerrecht unterliegen. Weiterhin werden Doppelbesteuerungsverfah-
ren kosten- und zeitaufwändiger.

Aus Praktikabilitätsgründen sollte eine geplante Über-
gangsfrist am 31. Dezember eines Jahres enden, sodass 
mit dem Beginn des neuen Rechnungsjahres die Umstel-
lung erfolgt. Sollte es nicht zu Übergangsfristen kom-
men, droht ein hoher Zeitdruck für die Einhaltung 
gesetzlichen Pfl ichten. Im schlimmsten Fall wird dies zu 
Steuernachzahlungen führen.

Die Umstellungen bei der Rechtsform – im VK nach bri-
tischem Recht gegründete Limiteds mit Geschäftsführung 
in Deutschland und Europäische Gesellschaften (SE) im 
VK verlieren die Anerkennung – haben ebenfalls steuer-
liche Auswirkungen. Ein Wechsel der Rechtsform führt 
zur Aufdeckung der stillen Reserven. Die Frist zu Verjäh-
rung der Aufdeckung der stillen Reserven dauert länger als 
die geplante Übergangsphase. Hier ist ein über die allge-
meine Übergangsphase verlängerter Übergangszeitraum, 
verbunden mit einer Ratenzahlung der Steuerzahlungen, 
aus Unternehmenssicht erforderlich.

Umsatzsteuer

Das EU-Umsatzsteuer-Erstattungssystem für Umsatz-
steuerpfl ichtige, die im Staat des Erstattungsanspruchs 
steuerlich nicht erfasst sind, fi ndet nach dem Brexit keine 
Anwendung mehr. Sofern keine anderes Erstattungsver-
fahren etabliert wird, unterliegen Unternehmen aus den 
EU27 im VK und umgekehrt einer fi nalen Mehrwert-
steuerbelastung. Ebenso wird das VK wahrscheinlich 
nicht mehr am EU-MIAS (MwSt-Informationsaustausch-
system) teilnehmen. Als Folge fehlt die Bestätigung, dass 
der Erwerber im VK ein umsatzsteuerpfl ichtiger Unterneh-
mer ist, über die Umsatzsteuernummer und es erfolgt eine 
Reklassifi zierung des Exports nach Drittstaatenregelung. 
Für Waren, die nach dem Brexit in das VK gesendet oder 
von dort bezogen werden, wird Einfuhrumsatzsteuer fällig.

Gewerbesteuer

Eine automatische Korrektur des Gewerbeertrags um aus 
dem VK empfangenen Dividenden fi ndet gemäß Gewer-
besteuergesetz nach dem Brexit nicht mehr statt. Daher 
ist es möglich, dass ausgeschüttete Gewinne aus dem VK 
in Deutschland der Gewerbesteuer unterliegen.

Doppelbesteuerung

Die EU-Schiedskonvention zur Beilegung von Doppelbe-
steuerungsfällen sowie die jüngst beschlossene Richtlinie 
über Verfahren zur Beilegung von Besteuerungsstreitigkei-
ten in der Europäischen Union sind nach dem Brexit nicht 
mehr anwendbar. Es erfolgt ein Rückfall auf das bilaterale 
Doppelbesteuerungsabkommen. Sofern das VK mit den 
EU27 keine Einigung über die weitere Anwendung der 
EU spezifi schen Verfahren fi ndet, wird die Lösung von 
Doppelbesteuerungsfällen kosten- und zeitaufwändiger.

04 Steuern und 
Rechnungslegung – höhere 
Belastung zu erwarten
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Orientierungsfragen zum Thema Steuern und Rechnungslegung

Allgemeines

 . Britische sowie Unternehmen in der EU27 sind verpflichtet bei grenzüberschreitenden Lieferungen 
Einfuhrumsatzsteuer zu entrichten. Wurden entsprechende Anpassungen in der Cashflow-Planung vorgenommen? 
Wurden entsprechende Liquiditätsverringerungen auch bei britischen Partnern berücksichtigt?

 . Hat Ihr Unternehmen die Rechtsform einer Limited oder hat eine Tochtergesellschaft diese Rechtsform? Haben Sie 
für einen möglicherweise notwendigen Wechsel der Rechtsform Rücklagen gebildet? Die Rückwirkungsfrist beträgt in 
diesem Fall sieben Jahre.

 . Wurde in den letzten zehn Jahre eine Restrukturierung mit einer britischen Partnerfirma durchgeführt? Falls ja, sollten 
für eventuelle Steuerrückforderungen Rücklagen gebildet werden.
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Kreditverträge
Derivate
Versicherungen

05

Der Banken- und Versicherungssektor ist im besonderen 
Maße durch den Ausstieg des Vereinigten Königreichs 
(VK) aus der EU betroff en. Beginnend mit den Folgen 
auf den Derivatemarkt, Kapitalanforderungen und das 
Kreditgeschäft ergeben sich auch für Unternehmen des 
Verarbeitenden Gewerbes zahlreiche Auswirkungen.

Auswirkungen auf Finanzinstitute

Finanzinstitute, die in einem der EU-Mitgliedsstaaten 
oder einem EWR-Vertragsstaat zugelassen sind, sind 
berechtigt, ihre Finanzdienstleistungen auch in einem 
anderen Mitgliedsstaat anzubieten. Basis dafür ist der 
sogenannte „Europäische Pass“. Die Lizenz der natio-
nalen Aufsichtsbehörde reicht aus, um in der gesamten 
EU tätig zu sein. Mit dem Austritt des VK aus der EU 
fi nden die vom VK ausgestellten Zulassungen in der 
EU keine Anerkennung mehr, d.h. die zugelassenen 

Finanzdienstleister verlieren den EU-Pass. Damit wird 
es für britische Kreditinstitute nicht mehr möglich sein, 
auch außerhalb des VK tätig zu werden, ohne eine neue 
Zulassung für die jeweilige Tätigkeit oder das jewei-
lige Finanzprodukt in einem EU-Staat zu beantragen. 
Hiervon betroff en sind auch ausländische Kreditins-
titute, die ihre europäischen Niederlassungen im VK 
gegründet haben. Der Austritt des VK aus der EU wird 
gleichzeitig dazu führen, dass gleichermaßen Kredit-
institute mit Sitz außerhalb des VK nicht mehr auf 
Grundlage des ‚Europäischen Passes‘ auf dem briti-
schen Markt werden agieren können. Off en ist, ob das 
VK eine Sonderregelung zulässt. Direkte Auswirkun-
gen ergeben sich für Clearing-Häuser. Unter Umstän-
den sind Auswirkungen auf die Bankenliquidität und 
die Finanzmarktstabilität möglich. 

Finanzierung – Zugänge und 
Abläufe werden schwieriger

Es ist damit zu rechnen, dass der Brexit zu weniger effi  -
zienten und vor allem in der Übergangszeitraum kosten-
intensiveren Finanzmärkten führen wird. Wird kein 
Übereinkommen für bisherige Regelungen geschlossen, 
ist mit höheren Kosten für bestehende Transaktionen 
zu rechnen. Im Extremfall könnten sogar bestehende 
Kredite frühzeitig abgewickelt werden müssen. 
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Betroff en sein könnten auch Benchmarks. Sie dienen als wichtige Orien-
tierungsgröße für die Abwicklung von Krediten und Derivaten. Eine beson-
dere Rolle spielt hier der LIBOR. Eine mögliche Revision von Verträgen mit 
LIBOR-Benchmark kann zu Mehrkosten für mittelständische Kunden füh-
ren. Ob es dazu kommen wird, ist derzeit jedoch nicht zweifelsfrei absehbar. 

Es ist sehr wahrscheinlich, dass das VK nach der Übergangsphase auf Dritt-
landstatus im Bereich Finanzmärkte zurückfällt. Ein potentielles Abwei-
chen von Standards bei Kapitalanforderungen, in der Finanzaufsicht und 
im Derivatehandel kann einem wechselseitigen Marktzugang im Wege ste-
hen. Um dies zu vermeiden könnten europäische und nationale Aufsichts-
behörden angehalten werden, bestehende langfristige Finanzoperationen, 
z.B. Kredite, über das Datum des Austritts hinaus zu erlauben. Weitere Fol-
gen könnten höhere Eigenkapitalabsicherungen der Banken sein, die als 
Kostenübertragungen an die Kunden weitergegeben werden. 

Versicherungswirtschaft

Für Versicherungsgesellschaften und Versicherungsvermittler gilt innerhalb 
der EU und des EWR das sogenannte „Herkunftslandprinzip“. Damit benö-
tigen die Versicherer bzw. die Vermittler nur eine Erlaubnis in dem Land, 
in dem sie ihren Sitz haben, um auch in anderen EU-Mitgliedsstaaten bzw. 
EWR-Vertragsstaaten tätig sein zu können. Die Versicherer bzw. Vermitt-
ler sind lediglich verpfl ichtet, der jeweils zuständigen nationalen Aufsichts-
behörde ihre Tätigkeit anzuzeigen. Der Austritt des VK aus der EU wird 
zum Wegfall dieses Privilegs führen und eine entsprechende Erlaubnis für 
die Tätigkeit im VK bzw. in einem EU-Mitgliedsstaat erforderlich machen. 
Für bestehende Versicherungspolicen britischer Versicherer besteht somit 
Rechtsunsicherheit, sofern keine Regelungen getroff en werden. Betroff en 
dürften insbesondere Verträge mit langen Laufzeiten sein.
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Orientierungsfragen zum Thema Finanzierung

Allgemeines

 . Haben Sie Bankkonten oder laufende Kredite bei britischen Finanzinstituten?

 . Wurde überprüft, inwieweit eventuelle Kreditengpässe im VK das eigene Unternehmen betreffen? 

 . Wurden Finanzierungsvereinbarungen auf mögliche Kreditengpässe im Rahmen des Brexits angepasst?

 . Sind durch eine Veränderung der Unternehmensform die steuerlichen Grundlagen geändert worden? Wurden diese in 
der Unternehmensfinanzierung berücksichtigt?

 . Haben Sie Frühwarnindikatoren definiert, die Ihnen eine Veränderung der Gesamtlage anzeigen?

Cashflow

 . Wie beeinflusst der Brexit den Cashflow Ihres Unternehmens? Wie finanzieren Sie finanzielle Engpässe?

Finanzielle Beziehung zum Vereinigten Königreich

 . Sind Sie auf Partnerschaften im VK angewiesen, um bestimmte Finanzierungsquellen zu erschließen? Ggfs. sollten 
alternative Möglichkeiten geprüft werden.

 . Wie hoch ist die Wahrscheinlichkeit, dass Finanzierungsquellen die durch den Brexit ausfallen, schwerer 
zugänglich sind?

 . Haben Sie überprüft, ob Sie zum Zeitpunkt des Brexits Kredite von britischen Kreditgebern besitzen?

 . Es besteht die Gefahr, dass Kredite von britischen Kreditgebern bei einem harten Brexit vorzeitig zurückgezahlt 
werden müssten. Haben Sie dies bei der Aufnahme von Krediten berücksichtigt?

 . Haben Sie mit bestehenden Kreditgebern aus dem VK über Kreditsicherheiten im Falle eines harten 
Brexits gesprochen?

 . Haben Sie alternative Anbieter aus der EU27 für Ihre Kreditnachfrage analysiert?

Investitionen

 . Besteht angesichts des Brexits erhöhter Investitionsdruck?

 . Wie sind Ihre Investitionspläne vom Brexit betroffen (positiv, wie negativ)?

 . Wie beeinflusst Kapitalmarktvolatilität Ihre Investitionsplanungen?

 . Haben Sie alternative Kapitalquellen überprüft, falls ein Risiko in der Investitionsplanung entsteht?

 . Besteht aus dem Brexit heraus ein höherer Refinanzierungs- oder Investitionsbedarf?

Derivate 

 . Wissen Sie genau, ob Sie clearingpflichtige Derivate nutzen? Halten Sie im Zweifelsfall eine Rücksprache mit 
Kundenberater der Bank! Klären Sie, ob Anpassungen nötig sind.

 . Fragen Sie nach, ob Sie außerbörslich gehandelte Derivate (OTC-Derivate) über den Finanzplatz London abwickeln. 
Klären Sie, welche Auswirkungen sich daraus für Ihr Risikomanagement ergeben.

 . Haben Sie in künftigen Planungen eventuelle Preisanpassungen hinreichend berücksichtigt? 

Versicherungen

 . Haben Sie über britische Versicherer Versicherungspolicen abgeschlossen? Ggfs. sollte hier die Prüfung von 
Alternativen erwogen werden, um Rechtsunsicherheiten zu vermeiden.
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06Transport und Logistik – 
Wertschöpfungsverbünde 
in Gefahr

Alle Auswirkungen, die das zukünftige Zollverhältnis zwischen der 
EU27 und dem Vereinigten Königreich (VK) betreff en, haben unmit-
telbare Folgen auf den Transportsektor und damit auf Wertschöp-
fungsketten. Nahezu alle Transportwege sind hiervon betroff en und 
es ist mit rechtlichen Unsicherheiten und steigenden Transportkos-
ten zu rechnen. 

Die Sicherstellung des freien Verkehrs zwischen dem 
VK und der EU27 ist für die engverbundene Wirtschaft 
von zentraler Bedeutung. Auswirkungen auf Wertschöp-
fungsverbünde sind durch die Unsicherheit der Bre-
xit-Verhandlungen und die fi nalen Entscheidungen 
nicht vollständig absehbar.

Eine besondere Rolle spielt hier der reibungslose Ablauf 
von Transport- und Logistikdienstleistungen. Alle Aus-
wirkungen, die das zukünftige Zollverhältnis zwischen 
der EU27 und dem VK betreff en, haben unmittelbare 
Folgen auf den Transportsektor. Die Wiedereinführung 
von Zolltarifen und Zollverfahren hat für den Trans-
portsektor massive Auswirkungen. Es werden zusätz-
liche Lagerfl ächen und zusätzliches Personal benötigt. 
Außerdem muss die IT-Infrastruktur für den grenzüber-
schreitenden Handel ins VK ausgebaut werden. Die ent-
stehenden Kosten und die benötigte Zeit für die Anpas-
sungen werden sich direkt auf die Kostenstruktur von 
Transporten sowie die Wettbewerbssituation auswir-
ken. Zusätzliche Lagerkapazitäten sind für die Sicher-
stellung der Warenanlieferung ratsam. Unternehmen 
müssen sich auf höhere Logistikkosten einstellen.

Des Weiteren besteht durch die unklare politische Aus-
richtung große Unsicherheit, welche Routen oder Trans-
portwege eine verlässliche Alternative zu derzeitigen 
Wegen darstellen. Dies gilt z.B. für die Seehäfen Dover, 
Holyhead oder den Eurotunnel.

Luftfahrt und Tourismus

Der Luftfahrtsektor profi tiert von dem gemeinsamen 
europäischen Luftraum. Durch den Austritt des VK ver-
liert das Land Zugang zum gemeinsamen europäischen 
Luftverkehrsraum (ECAA), sofern kein anderes Abkom-
men geschlossen wird. Mit dem Austritt des VK könnten 

britische Fluggesellschaften ihren freien Zugang zum 
europäischen Luftraum verlieren. Ebenso könnte dies 
den Wettbewerb in der Luftfahrt einschränken, was wie-
derrum zu steigenden Preisen für den Personenverkehr 
und Luftfracht sowie zu einer Reduktion von Anbietern 
führen könnte. Eine Alternative wäre hier ein gemeinsa-
mes off enes und freies Luftverkehrsabkommen. Dieses 
war jedoch noch nicht Thema in offi  ziellen Verhandlun-
gen. Ebenso ist die zukünftige Zugehörigkeit des VK zur 
EU-Flugsicherheitsbehörde weiterhin fraglich, was zu 
doppelten Regulierungen und somit zu erhöhten Kos-
ten für Flugbetreiber und Endkunden führen würde.

Straße

Im Gegensatz zum Handel mit Drittstaaten, der nahezu 
ausschließlich durch Container abgewickelt wird, 
wird der Handel zwischen der EU27 und dem VK zu 
45 Prozent durch Lastkraftwagen durchgeführt, die über 
Züge und Fähren in das VK transportiert werden. Der-
zeit werden für weniger als ein Prozent des Waren-
transports via LKW, der über Dover oder den Euro-
tunnel abgewickelt wird, Zollkontrollen durchgeführt.5 
Durch die zusätzlichen Zollkontrollen werden insbe-
sondere die Häfen in Dover und Holyhead sowie der 
Eurotunnel betroff en sein. Über sie wird fast die Hälfe 
des Gesamtwerts des britischen Handels abgewickelt.6 
Ebenfalls werden die Verladestationen in Frankreich 
und Belgien mit Kapazitätsproblemen konfrontiert sein. 
Dies kann zu Verzögerungen in der Lieferkette führen.

5  IFG, Implementing Customs: Brexit, https://www.instituteforgovernment.
org.uk/sites/default/fi les/publications/IfG_Brexit_customs_WEB_0.pdf 
(accessed on 9. January 2018).

6  IFG, Implementing Customs: Brexit, https://www.instituteforgovernment.
org.uk/sites/default/fi les/publications/IfG_Brexit_customs_WEB_0.pdf 
(accessed on 9. January 2018).
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Der Straßentransportsektor ist durch umfangreiche 
EU-Gesetzgebung gekennzeichnet. Die Zertifi zierung 
als Transportunternehmer sowie die Zugangskriterien 
zum europäischen Markt sind durch EU-Gesetzgebung 
geregelt. Die Gültigkeit dieser Regelungen im VK wird 
durch den Brexit in Frage gestellt. Zusätzlich ist es unsi-
cher, ob Verfahren zur gemeinsamen Anerkennung von 
Fahrzeuglizenzen oder Führerscheinanerkennungen 
ihre Gültigkeit behalten werden. Ungleichheiten in 
den regulatorischen Vorgaben führen zu Anpassungs-
kosten und bürokratischen Aufwand für Transpor-
teure, Herstellern sowie Zuliefern und haben zudem 
das Potential den Handel zwischen dem VK und der 
EU27 einzuschränken.

Es ist unklar, ob nach dem Austritt des VK sich die 
britischen Abgaswerte weiterhin an der EU-Vorgaben 
orientieren werden. Dies betriff t ebenfalls die geplan-
ten Veränderungen im Emissionsrecht für 2025/2030. 
Hierbei sollen nach derzeitigen Plänen ebenfalls die 
tatsächliche Fahrtemission (Real Driving Emission) 
berücksichtig werden. 

See

Der maritime Transportsektor verfügt innerhalb der EU 
über einen stark regulierten Rechtsrahmen. Anstelle der 
EU-Richtlinien zur maritimen Kabotage (EU 3577/92) 
und zur Anwendung des Grundsatzes des freien Dienst-
leistungsverkehrs auf die Seeschiff fahrt (EU 4055/86) 
würde im Falle eines harten Brexit die Genfer Konven-
tion zum Internationalen Regime von Seehäfen Anwen-
dung fi nden. Diese Konvention ist allerdings nur von 
17 Mitgliedsstaaten ratifi ziert worden. Küstenschiff fahrt 
und sogenannte Feeder Services, also Schiff e, die als 
Zulieferer und Verteiler für große Seeschiff e und See-
häfen tätig sind, werden in der Konvention explizit aus-
geschlossen. Für die Feeder-Schiff fahrt bleibt die Frage 
off en, ob für diese Schiff e das Unionsfl aggenrecht gilt 

oder nicht. Die nationalen Gesetzgebungen der EU-Staa-
ten zur Feeder-Schiff fahrt unterscheiden sich hier. Sollte 
das Unionsfl aggenrecht nicht auf Feeder-Schiff en ange-
wendet werden, ist mit Kostensteigerungen zu rechnen. 
Andernfalls ist mit Kostensteigerungen für Seefracht 
nach dem Brexit zu rechnen.

Ähnlich wie im Automobilverkehr könnte der Schiff s-
verkehr durch gesteigerte EU-Emissionsrichtlinien 
betroffen sein, die zu einem Wettbewerbsnachteil 
europäischer Flotten gegenüber britischen Schiff en 
führen könnten.

Schiene

Die EU-Gesetzgebung zum Schienenverkehr basiert auf 
vier Paketen zur Schaff ung eines gemeinsamen euro-
päischen Binnenmarkts. Ebenfalls werden technische 
Standards des Schienenverkehrs und der Bahnindustrie 
durch EU-Gesetzgebung legislativ und operativ durch 
die Europäische Eisenbahnagentur (European Union 
Agency for Railways, EUAR) sichergestellt. Im Falle 
eines harten Brexits kann der gesamte Bahnsektor von 
strengeren Aufl agen und divergierenden regulatorischen 
Voraussetzungen betroff en sein. Dies kann zu Kosten-
steigerungen des Schienentransports sowie Produkt-
anpassungen innerhalb der Bahnindustrie und seinen 
Zulieferern führen.

Bereits heute ist die Schieneninfrastruktur zwischen 
der EU27 und dem VK sehr stark beansprucht. Durch 
die zu erwartenden Zollverfahren an der Grenze zwi-
schen der EU27 und dem VK ist mit Zugverspätungen 
und damit einhergehenden Verzögerungen im Waren-
transport zu rechnen. Da insbesondere der Bau neuer 
Schieneninfrastruktur einen längeren Vorlauf benötigt, 
ist von Engpässen auf der Schiene direkt nach dem 
Brexit auszugehen.
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Orientierungsfragen zum Thema Wertschöpfungsverbünde und Transport

Allgemein

 . Strukturieren Zulieferer bzw. Kunden aus dem VK Ihre Produktionsstätten um und wollen in Zukunft in 
Kontinentaleuropa produzieren? Bestehen solche Pläne bei Ihren Geschäftspartnern?

 . Sind neue Kunden bzw. Zulieferer durch deren Standortverlegung für Ihr Geschäftsmodell interessant?

 . Bei Produktion im VK: Können Sie kurzfristig auf Lieferanten vor Ort umstellen, um Importkosten zu reduzieren? Sind 
entsprechende Kapazitäten vorhanden?

Lagerhaltung

 . Im Fall eines harten Brexits: Haben Sie die Notwendigkeit zusätzlicher Lagerkapazitäten im VK zur Aufrechterhaltung 
von Lieferketten überprüft?

 . Im Fall eines harten Brexits: Sollte der Ausbau von Lagerkapazitäten keine Option sein, haben Sie in Ihren 
Kalkulationen steigende Logistikkosten eingeplant?

Transport

 . Haben Sie Ihre bisherigen Lieferbeziehungen in das VK hinsichtlich wahrscheinlicher Kostensteigerungen im Falle 
eines Brexits ohne Sicherstellung von regulatorischer Harmonisierung hin überprüft?

Luftverkehr

 . Haben Sie angesichts der Unsicherheit, ob nach einem Brexit britische Luftfahrtunternehmen freien Zugang zum 
europäischen Luftraum haben werden, bestehende Partner sowie Verträge im Bereich Luftfracht überprüft?
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Datenschutz
EU-Grundverordnung

Datenverkehr und 
Technologie – rechtskonforme 
Lösungen gefragt

Gegenwärtig fi ndet 75 Prozent des grenzüber-
schreitenden britischen Datenverkehrs mit 
der EU27 statt. Industrielle Wertschöpfungs-
ketten sind zunehmend von einem funktio-
nierenden Datenfl uss abhängig. Unternehmen 
sollten vor allem die Datenübermittlung 
rechtskonform gestalten.

07

Die europäischen Vorgaben zum Datenschutz ergeben 
sich aus der Datenschutzrichtlinie (95/46/EG), die ab 
25. Mai 2018 von der Datenschutzgrundverordnung 
(DS-GVO; Verordnung 2016/679) abgelöst wird. Die 
DS-GVO verfolgt das Ziel, das EU-Datenschutzrecht 
zu harmonisieren und ein einheitliches Schutzniveau 
für personenbezogene Daten in der gesamten EU zu 
schaff en. Mit Geltung der DS-GVO ist ein Datentrans-
fer innerhalb der EU rechtlich problemlos möglich, 
der Datentransfer an Drittländer hingegen nur unter 
bestimmten Voraussetzungen. Damit soll das unions-
weit gewährleistete Schutzniveau für natürliche Per-
sonen beim Datentransfer in ein Nicht-EU Land 
gewährleistet werden.

Nach dem Austritt aus der EU wird das Vereinigte König-
reich (VK) aus datenschutzrechtlicher Sicht zu einem 
Drittland, sodass die Regeln der DS-GVO zur Übermitt-
lung personenbezogener Daten an Drittländer oder an 

internationale Organisationen (Art. 44 bis 50 DS-GVO) 
gelten. Eine Übermittlung personenbezogener Daten 
darf nur stattfi nden, wenn der Verantwortliche oder 
der Auftragsverarbeiter die in der DS-GVO dafür vor-
gesehenen Bedingungen einhält. Folgende Wege sind 
hierfür möglich: 

Sofort und während der Übergangsphase 
zur Verfügung stehen: 

 .Einwilligung sämtlicher betroff ener Personen

 .EU-Standardvertragsklauseln (SCCs, Art. 46 Abs. 
1 DS-GVO): Die EU-Kommission hat drei verschie-
dene Varianten von SCCs erlassen, die auf der Inter-
netseite der EU-Kommission zu fi nden sind.7

7  Stakeholder Notice from the European Commission on Withdrawal of 
the United Kingdom and EU rules in the fi eld of data protection, 9.1.2018: 
http://ec.europa.eu/newsroom/just/item-detail.cfm?item_id=611943
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07 Datenverkehr und Technologie – rechtskonforme Lösungen gefragt

 .Verbindliche interne Datenschutzvorschriften (BCRs, 
Binding corporate rules, Art. 47 DS-GVO, die von der 
zuständigen Aufsichtsbehörde genehmigt werden kön-
nen und für die gesamte Unternehmensgruppe gelten. 

 .Genehmigte Verhaltensregeln (CoC, Codes of Con-
duct, Art. 40, 46 DSGVO) 

 .Zertifi zierung (Art. 42 DSGVO) 
bestimmter Verarbeitungsvorgänge.

Mittelfristig zur Verfügung stehen:

 .Angemessenheitsbeschluss der EU-Kommission (Art. 
45 DS-GVO, z. B. EU-USA Privacy Shield)

 .Sonstige Ausnahmen (Art. 49 Abs. 1 DS-GVO): Ver-
tragserfüllung, wichtige Gründe des öff entlichen Inte-
resses, Geltendmachung von Rechtsansprüchen, 
lebenswichtiges Interesse betroffener Personen, 
Übermittlung erfolgt aus einem öff entlichen Regis-
ter oder die Wahrung zwingender berechtigter Inte-
ressen des Verantwortlichen.

Unternehmen sollten sich frühzeitig über geeignete 
Lösungen für einen rechtssicheren Datentransfer infor-
mieren. Das Szenario eines Angemessenheitsbeschlus-
ses der EU-Kommission ist auf längere Sicht wahr-
scheinlich. Entscheidet sich das VK für einen Austritt 
aus der EU und einem gleichzeitigem Beitritt in den 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR), wird es von der 
DS-GVO als sicherer Drittstaat eingestuft.

Orientierungsfragen zum Thema Datenverkehr und Technologie

Allgemein

 . Übermitteln Sie (oder Ihr Auftragsverarbeiter) personenbezogene Daten zwischen dem VK und der EU?

 . Haben Sie anhand der o.g. Möglichkeiten überprüft unter welchen Bedingungen die Versendung von 
personenbezogenen Daten stattfindet? Ggfs. ist eine Anpassung der Versendungsgrundlage ratsam.

 . Sind Ihre elektronischen Systeme flexibel genug, die vielfältigen Umstellungen, z.B. im Bereich Zoll, anzuwenden?
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08
Arbeitskräftemobilität 
Aufenthaltserlaubnis 

Mit dem Austritt aus der EU entfallen für das VK die 
Bindewirkung der 57 EU-Richtlinien und vier EU-Ver-
ordnungen, durch die für alle Mitgliedsstaaten soziale 
Mindeststandards und Koordinierungsregeln festgelegt 
werden. Mit der Verabschiedung des „European Union 
Withdrawal Bill“ würden jedoch sämtliche EU-Verord-
nungen zunächst in britisches Recht übernommen wer-
den. Die nationalen Umsetzungen der EU-Richtlinien 
werden ebenfalls weiterhin Bestand haben. Mit einer 
Abänderung dieser Regelung ist frühestens nach Ende 
einer möglichen Übergangsphase zu rechnen, in der wei-
terhin alle Regeln des EU-Binnenmarkts inklusive der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit vom VK einzuhalten wären. 

Aufenthaltserlaubnis

Da das VK einen Austritt aus dem gemeinsamen Bin-
nenmarkt anstrebt und Zuwanderungsfragen ein zen-
trales politisches Motiv des Brexits waren, wird es ab 
dem Austrittsdatum bzw. nach einer möglichen Über-
gangsphase keine Personenfreizügigkeit mehr zwischen 
dem VK und der EU27 geben. Deshalb sollten Unterneh-
men ihre Mitarbeiter zeitnah darauf hinweisen, ihren 
Aufenthaltsstatus im VK zu überprüfen. 

Die im Rahmen der ersten Brexit-Verhandlungsphase 
im Bereich des Aufenthaltsrechts erzielten Einigungen 
bilden eine gute Basis für die Rechte von EU-Bürgern. 
EU-Bürger, die sich bis zum Ende der Übergangsphase – 
gemäß Art. 16 EU-Verordnung 2004/38 – seit fünf Jah-
ren im VK aufhalten, erhalten eine Daueraufenthaltsbe-
rechtigung. EU-Bürger, die weniger als fünf Jahre im VK 
leben, können bleiben und haben bei Erreichen der fünf 
Jahre ein Recht auf Daueraufenthalt. Diese Ergebnisse 
müssen nun möglichst schnell rechtlich fi xiert werden. 

Unternehmen sollten ihre Mitarbeiter bereits jetzt dar-
auf hinweisen, dass EU-Bürger ihre Aufenthaltserlaub-
nis wahrscheinlich ab Herbst 2018 und voraussichtlich 
spätestens sechs Monate nach dem Ende der Übergangs-
phase beantragen müssen. Wichtig ist zudem, dass diese 
getroff enen Regelungen nur für EU-Bürger gelten, die 
sich vor dem Ende der Übergangsphase im VK aufhal-
ten. Wie EU-Bürger nach dem Ende der Übergangs-
phase behandelt werden, hängt von der künftigen 
Zuwanderungspolitik des VK ab. Sollte es zu einem 
ungeregelten Austritt des VK aus der EU kommen, hät-
ten die in der ersten Phase erzielten Einigungen wahr-
scheinlich keinen Bestand.

Mitarbeiter – Information und 
Kommunikation erforderlich

Eine erste wichtige Einigung wurde für im Vereinigten 
Königreich (VK) tätige EU-Bürger mit dem Ergebnis 
der ersten Phase der Brexit-Verhandlungen erreicht. 
Dieses Ergebnis muss schnellstmöglich rechtssicher 
gemacht werden. Der Brexit betriff t darüber hinaus 
auch die Bereiche Koordinierung der sozialen Siche-
rungssysteme und europäische Betriebsräte.



VK und die EU27 
haben bereits in der 
ersten Verhandlungs-
phase eine grundsätz-
liche Einigung darü-
ber erzielt den Status 
Quo der EU27-Bürger 
im VK und der briti-
schen Bürger in der 
EU27 zu bewahren. 
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Arbeitskräftemobilität

Auch beim Zugang von EU-Bürgern zum britischen Arbeitsmarkt wer-
den sich u. a. durch den Wegfall der Arbeitnehmerfreizügigkeit nach dem 
Austritt bzw. nach dem Ende der Übergangsphase Änderungen ergeben. 

Britische Fachkräfte, die nach dem Austrittsdatum eine Beschäftigung in 
der EU aufnehmen wollen, werden wie Drittstaatsangehörige behandelt 
werden. Im Unterschied zu EU27-Arbeitskräften würden britische Arbeit-
nehmer jedoch vereinfacht Zugang zum europäischen Arbeitsmarkt über 
die Richtlinie zu unternehmensintern transferierten Arbeitnehmern (ICT) 
sowie über die EU Blue Card Richtlinie erhalten. Die Beschäftigung von 
Staatsangehörigen der EU27 würde sich ausschließlich nach dem deut-
lich ungünstigeren nationalem britischem Recht richten, sollte in diesem 
Bereich keine den EU-Richtlinien zur Migration von Drittstaatsangehöri-
gen ähnelnde reziproke Lösung zwischen dem VK und der EU gefunden 
werden. EU27-Arbeitnehmer würden lediglich auf die weniger attraktiven 
Möglichkeiten des ICT durch das Allgemeine Abkommen über den Han-
del mit Dienstleistungen (GATS) / Mode 4 zurückgreifen können, sollten 
diese zur Anwendung kommen. Zudem werden Arbeitnehmerentsendun-
gen im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen in das VK durch 
den Verlust der Dienstleistungsfreiheit voraussichtlich deutlich erschwert. 

Koordinierung der sozialen Sicherungssysteme

Des Weiteren entfallen mit dem Brexit die Bindungen des europäisch koor-
dinierenden Sozialrechts. Sollten hierzu keine Regelungen zwischen dem 
VK und der EU gefunden werden, könnte es bei entsandten Arbeitneh-
mern bzw. auch bei Wanderarbeitern zur Anwendung beider Sozialversiche-
rungssysteme kommen. Dies könnte zu einer Doppelversicherung mit enor-
men Kosten führen und somit die Mobilität von Arbeitskräften hemmen. 
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Ohne Regelungen würde das veraltete deutsch-britische 
Sozialversicherungsabkommen von 1960 wieder aufl e-
ben. Diesem zu Folge ist der Zeitraum für eine Entsen-
dung auf 12 Monate begrenzt. Auf Basis der gegenwär-
tigen Regelungen der EU-Verordnung 883/2004 sind 
es 24 Monate. Zudem ist die Mehrstaatenbeschäfti-
gung (sog. „multistate workers“), die durch Art. 13 der 
EU-Verordnung 883/2004 einheitlich geregelt wird, vom 
Sozialversicherungsabkommen nicht erfasst.

Das VK scheint jedoch daran interessiert zu sein, die 
Anrechnung bzw. den Export von Sozialversiche-
rungsleistungen gemäß Verordnung 883/2004 auch in 
Zukunft möglich zu machen. Die Verhandlungen zu die-
sem Themenbereich stehen noch aus. Bisher hat man 
sich lediglich darauf verständigt, dass für Personen, die 
vor dem Ende der Übergangsphase im VK leben oder 
irgendwann in der Vergangenheit Versicherungszeiten 
im VK erworben haben, die Aggregation von Sozialver-
sicherungsbeiträgen bzw. der Export von gesammelten 
Zeiten auch zukünftig lebenslang möglich sein wird.

Europäische Betriebsräte 
und SE-Betriebsräte

Wenngleich das Thema für die Mehrheit des Mittel-
stands aufgrund der gesellschaftsrechtlichen Konstruk-
tion nicht unmittelbar relevant ist, führt der Brexit zu 
erheblichen Auswirkungen in Europäischen Betriebs-
räten. Zahlreiche internationale Unternehmen mit Sitz 
außerhalb der EU haben das britische Recht für ihre 
Europäischen Betriebsräte (EBR) gewählt. Diese Unter-
nehmen müssen ihren EBR nach dem Brexit in einen 
der verbleibenden 27 EU-Mitgliedsstaaten verlegen. 

In nach deutschem Recht eingerichtete EBR, in denen 
Arbeitnehmer aus dem VK vertreten sind, haben Arbeit-
nehmer britischer Standorte nach dem Brexit keinen 
Anspruch mehr auf Mitarbeit. Deutsche Tochterunter-
nehmen von Drittstaatenunternehmen sollten überle-
gen, ob es für sie sinnvoll ist, sich dafür einzusetzen, 
dass der EBR nach deutschem Recht fortgeführt wird. 

Unternehmen mit EBR nach deutschem Recht und 
EBR-Mitgliedern britischer Standorte müssen prüfen, 
ob diese nach dem Brexit weiterhin im EBR verbleiben 
sollen. Dies ist vor allem dann sinnvoll, wenn auch Ver-
treter aus anderen Drittstaaten am EBR z. B. als Beob-
achter beteiligt sind. Dann könnten die Arbeitnehmer-
vertreter britischer Standorte denselben Status erhalten 
wie die anderen Drittstaatenvertreter. Sollte dieses Ziel 
verfolgt werden, müsste die EBR-Vereinbarung ggf. ent-
sprechend angepasst werden.

Etwas anders verhält es sich beim SE-BR. Beruht der 
SE-BR auf einer ausgehandelten Beteiligungsvereinba-
rung, kann diese vorsehen, dass auch Belegschaften 
außerhalb der EU vom SE-BR vertreten werden. Ist eine 
solche Klausel so gefasst, dass sie auch das VK nach 
dem Ausscheiden erfassen würde (z. B. „…alle Stand-
orte weltweit…“), ändert sich nichts. Das gilt allerdings 
dann nicht, wenn die Klausel die Standorte außerhalb 
der EU namentlich aufzählt und das VK dort nicht 
genannt ist. 

Wären die Standorte im VK nach der SE-Beteiligungs-
vereinbarung nicht mehr mit einbezogen, so richtet sich 
die Rechtsfolge grundsätzlich nach den in der Verein-
barung getroff enen Regelungen. Eine Neuverhand-
lungspfl icht nach § 18 Abs. 3 SEBG dürfte das bloße 
Absinken der relevanten Belegschaftszahlen durch den 
Austritt allerdings nicht zur Folge haben. 

Gibt es keine SE-Beteiligungsverordnung oder orien-
tiert sich diese an den gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen, dürfte § 25 SEBG zumindest analog zur Anwen-
dung kommen. Demnach sind Veränderungen der 
Arbeitnehmerzahlen alle zwei Jahre zu prüfen und dar-
aus die erforderlichen Konsequenzen zu ziehen. Im 
Falle eines Austritts aus der EU dürfte dies dann zu 
einem Ausscheiden der Belegschaftsvertreter britischer 
Standorte führen.
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Orientierungsfragen zum Thema Mitarbeiter

Allgemein

 . Haben Sie Mitarbeiter im Vereinigten Königreich?

 . Haben Sie ein Kommunikationskonzept entwickelt, um Mitarbeiter regelmäßig über aktuelle Entwicklungen 
zu informieren?

 . Haben Sie überprüft, ob Restriktionen in der Arbeitnehmerfreizügigkeit ihre Geschäftsmodelle bzw. Servicezeiten 
beeinflussen würden?

Personalakquise

 . Haben Sie überprüft, ob Sie Einstellungsvorhaben aufgrund der veränderten Geschäftssituation durch den Brexit 
verschieben oder ändern?

 . Sind Sie im Falle des Austritts in dem Bereich Zollabwicklung personell ausreichend aufgestellt? 

Europäische Betriebsräte

 . Verfügt Ihr Unternehmen über einen Europäischen Betriebsrat (EBR)? Wenn ja, befinden sich Vertreter britischer 
Standorte in diesem EBR?

 . Haben Sie geprüft, ob Ihre EBR-Vereinbarung angepasst werden muss?

Mitarbeiterentsendung

 . Sind Sie auf Mitarbeiterentsendung in das Vereinigte Königreich und umgekehrt angewiesen? 

 . Haben Sie potentielle Mehrkosten durch Bürokratie, doppelte Sozialversicherungskosten und Steuerfolgen für die 
zukünftige Mitarbeiterentsendung in das Vereinigte Königreich bedacht?
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Der BDI ist die Spitzenorganisation der deutschen Industrie und der indus-
trienahen Dienstleister. Er spricht für 36 meist mittelständische Branchen-
verbände und mehr als 100.000 Unternehmen mit rund 8 Mio. Beschäf-
tigten. Der BDI transportiert die Interessen der deutschen Industrie 
– unabhängig davon ob börsennotierter Konzern oder mittelständisches 
Familienunternehmen – an die politisch Verantwortlichen. Damit unter-
stützt er die Unternehmen im globalen Wettbewerb. Er ist Politikberater 
und Wirtschaftserklärer.

Im Sommer 2017 hat der BDI gemeinsam mit seinen Mitgliedsverbänden, 
Unternehmensvertretern und seinen Partnern, wie dem Bundesverband 
deutscher Banken e.V. (BdB), dem Gesamtverband der Deutschen Versi-
cherungswirtschaft e.V. (GDV), dem Bundesverband Großhandel, Außen-
handel, Dienstleistungen e.V. (BGA), der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände e.V. (BDA) und dem Deutschen Industrie- und Han-
delskammertag (DIHK), eine Taskforce gegründet.

Die Taskforce besteht aus zehn Projektgruppen zu den spezifi schen Dos-
siers Güterhandel, Transport und Logistik, Daten und IKT, Steuern, Recht-
liche Konsequenzen des Brexits im Wirtschaftsrecht, Energie- und Kli-
mapolitik, Marktzugang, Arbeitnehmerfreizügigkeit, Banken, Finanzen, 
Versicherungen sowie zum Gesamtverhandlungsprozess (einschließlich 
Forschung und Entwicklung, Verteidigung).

Die BDA organisiert als Spitzenverband die sozial- und wirtschaftspoliti-
schen Interessen der gesamten gewerblichen deutschen Wirtschaft. Durch 
unsere Verankerung in den Betrieben sind wir authentische Stimme der 
deutschen Arbeitgeber – auch in Europa und weltweit. Wir bündeln die 
Interessen von einer Million Betrieben mit rund 20 Millionen Beschäf-
tigten. Diese Betriebe sind der BDA durch freiwillige Mitgliedschaft in 
Arbeitgeberverbänden verbunden.

Zur Begleitung der Brexit-Arbeiten hat die BDA drei Arbeitsgruppen zu 
den Themen „Arbeitnehmerfreizügigkeit und Sozialversicherung”, „Arbeits-
recht” sowie „Bildung und Berufsbildung” eingesetzt. Insgesamt beteili-
gen sich 79 Verbands- und Unternehmensvertreter an den Brexit-Arbei-
ten der BDA. Im Februar 2018 wurde ein erstes Positionspapier mit den 
Kernforderungen der deutschen Arbeitgeber für die zweite Phase der 
Brexit-Verhandlungen vorgelegt.

In eigener Sache: Weitere Informationen 
der Task Force Brexit

Weitere Informationen
https://bdi.eu/themenfelder/europa/brexit/#/
artikel/news/brexit-eine-herausforderung-fuer-
die-wirtschaft/

Weitere Informationen zu den 
Brexit-Arbeiten der deutschen 
Wirtschaft fi nden Sie hier: 

Weitere Informationen von anderen Ver-
bänden fi nden Sie im verbandsübergrei-
fendem Brexit-Kompendium.
http://www.brexit-kompendium.de/de/
veroeffentlichungen/nach-themen.html
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